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Garten, hat durch die Verbindung von Kultur-
und Naturdenkmal ein Alleinstellungsmerk-
mal.

Woran also liegt es, dass bislang so zögerlich
an dem Antragsverfahren für die UNESCO
gearbeitet wurde, wenn doch von dem an-
gesehenen Prädikat „Welterbe-Denkmal“
nicht nur Tourismus und Fremdenverkehr
nachweislich und nachhaltig profitieren kön-
nen? Der Verweis darauf, dass auf der Vor-
schlagsliste der Bundesrepublik für die Bean-
tragung beim Welterbekomitee der UNESCO,
der so genannten „tentative list“, bereits ein
Dutzend anderer Objekte enthalten sind, ist
nicht stichhaltig. Deren Prioritäten wurden in
der Vergangenheit nicht nur einmal geän-
dert. Sollte es etwa die Angst davor sein, die
an die Verleihung des Welterbe-Prädikats ge-
knüpften Verpflichtungen nicht erfüllen zu
können oder zu wollen? Denn solch makabre
Projekte wie ein Autorennen im Schlossgar-
ten wären dann ein für alle Mal vom Tisch.

Unstrittig ist, dass es Geld kostet, ein Denk-
mal zu erhalten und zu schützen. Aber soll-
ten wir nicht ohnehin und selbstverständlich
daran interessiert sein, unsere wertvollen Kul-
turgüter und Perlen der Natur für die Nach-
welt zu bewahren? Mit vereinten Kräften von
Stadt und Land wird diese Aufgabe doch zu
schaffen sein.

Bert Schüttpelz

Welterbe-Beschluss
des Landtages
kommt zur rechten Zeit

Das Schweriner Schloss als ausgewiesener Be-
standteil des Kulturerbes der Menschheit, als
Bauwerk von Weltrang, als Denkmal von uni-
versellem Wert – das klingt. Doch Achtung,
noch ist es nicht so weit. Indes: Es gibt eine
reale Chance, den einstigen Sitz der Meck-
lenburger Herzöge und heutige Heimstatt des
Landtages von Mecklenburg-Vorpommern
mit diesem Prädikat zu adeln. Das Parlament
hat mit seinem einhelligen Beschluss die Lan-
desregierung beauftragt, in Zusammenarbeit
mit der Stadt Schwerin einen Welterbeantrag
für das Architektur- und Parkensemble
Schweriner Schloss zu erarbeiten.

Doch bis zur Erreichung des Welterbestatus
ist es noch ein langer Weg, denn das Verfah-
ren ist kompliziert. Die Spezialorganisation
der Vereinten Nationen für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur hat die Messlatte hoch ge-
hängt, um eine inflationäre Vergabe des Ti-
tels zu verhindern.
Davon hat sich die Stadt Schwerin bisher of-
fensichtlich abschrecken lassen, denn bereits
vor sieben Jahren haben die Stadtvertreter
die Verwaltung beauftragt, die Vorbereitung
eines entsprechenden Antrages einzuleiten.
Passiert ist seither nichts. Jedenfalls nichts
Zählbares. Die Abgeordneten wurden unter
Verweis auf komplizierte Regularien immer
wieder vertröstet.

Da kommt der Beschluss des Landtags genau
zur rechten Zeit. Der Vorstoß der Fraktion
DIE LINKE fand mit kleinen Präzisierungen
der anderen demokratischen Fraktionen im
Ausschuss für Bildung und Kultur breite Zu-
stimmung. Jetzt kann und muss mit vereinten
Kräften von Stadt und Land gehandelt wer-
den.

Die Zeit drängt, denn auch andere Bundes-
länder haben die Absicht, Denkmale des Hi-
storismus zu nominieren. Schwerin hat je-
doch sehr gute Karten. Der Vorstandsvorsit-
zende der Deutschen Stiftung Denkmal-
schutz, Prof. Dr. Gottfried Kiesow, hat seine
Unterstützung zugesagt. Und das in sich ver-
wobene Ensemble, bestehend aus dem
Schloss mit seinen Parkanlagen Burggarten
und Schlossgarten sowie dem architekto-
nisch und stilistisch geschlossenen Platz Alter

G A S T K O L U M N E

Bert Schüttpelz ist als Redakteur der Schweriner Volkszei-
tung für die Landeshauptstadt tätig. Der gebürtige Meck-
lenburger schloss sein Hochschulstudium als Diplompoli-
tikwissenschaftler ab und ist seit 1990 Redakteur der SVZ.
Er arbeitete als Nachrichtenredakteur und in verschiede-
nen Lokalredaktionen. Die Idee, das Schweriner Schloss
für die Welterbeliste zu nominieren, hat er von Anfang an
journalistisch begleitet.

Bert
Schüttpelz



3

8/2007 LandtagsNachrichten Mecklenburg-Vorpommern

„Ich freue mich für Sie, dass es mit dem Aus-
bildungsplatz bei uns geklappt hat“, sagte
Sylvia Bretschneider beim Begrüßungstreffen
am 9. Oktober. Die Möglichkeit, beim Land-
tag zu lernen, sei eine große Chance, beton-
te sie. „Sie erhalten hier eine anerkannt gu-
te Ausbildung“, so Bretschneider. Darüber
hinaus biete die Arbeit für das Landesparla-
ment hervorragende Möglichkeiten, sein
Wissen und Können vielfältig zu erweitern
und sich so eine fundierte Grundlage für den
weiteren beruflichen Werdegang zu schaf-
fen. Sie sagte den vier jungen Frauen alle
Unterstützung der Verwaltungsleitung und
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu.
Zurzeit erhalten 13 junge Menschen ihre
Ausbildung bei der Landtagsverwaltung.
Neun Jugendliche erlernen den Beruf der
Kauffrau für Bürokommunikation. Darüber
hinaus gibt es Lehrlinge in den Berufen Gärt-
ner (Garten- und Landschaftsbau), Fachin-
formatiker Systemintegration, Veranstal-
tungskauffrau sowie Fachangestellte für Me-
dien- und Informationsdienste.

Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern bil-
det seit 1995 aus. „Über unseren eigenen
Nachwuchsbedarf“, betont Sylvia Bret-
schneider. „Wir wollen mit dazu beitragen,
dass junge Leute nach der Schule nahtlos in
die Berufsausbildung starten können und
hierfür auch Angebote in unserem Bundes-
land erhalten.“ 13 Kolleginnen und Kollegen
der Landtagsverwaltung sowie der Dienst-
stellen des Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz sowie des Bürgerbeauftragten
M-V sind als Ausbilderin bzw. Ausbilder tätig
und meist schon seit Jahren Ratgeber nicht
nur in fachlichen Dingen.
Seit 1995 haben 57 Jugendliche eine Ausbil-
dung im Landtag durchlaufen oder befinden
sich zurzeit noch in der Lehre. Als die Indu-
strie- und Handelskammer zu Schwerin am
17. September von den 2183 fertigen Aus-
zubildenden des Kammerbezirks Schwerin
die 60 besten für ihre sehr guten und guten
Prüfungsergebnisse auszeichnete, war mit
Carolin Dobschanski auch eine frisch geba-

ckene Kauffrau für Bürokommunikation aus
dem Landtag dabei. Für herausragende Lei-
stungen in der dualen Berufsausbildung ehr-
te die IHK die Landtagsverwaltung als „Aus-
gezeichneten Ausbildungsbetrieb“.
Mit seinem Engagement für die Ausbildung
von Schulabgängern nimmt der Landtag
Mecklenburg-Vorpommern eine Spitzenposi-
tion im bundesweiten Vergleich der Länder-
parlamente ein. Andere Landtage haben sich
sogar schon nach den Erfahrungen hierzu-
lande erkundigt.
Erfahrungen sammeln – das wollen auch die
vier jungen Frauen, die Mitte August ihre
Ausbildung beim Landtag erfolgreich been-
det haben. „Mit den beiden Besten haben
wir Zeitarbeitsverträge geschlossen“, erläu-
tert Sylvia Bretschneider. „So können sie
nahtlos in den Arbeitsalltag einsteigen und
Berufserfahrungen sammeln. Sie gewinnen
nicht nur Zeit für die Arbeitsplatzsuche, son-
dern erhöhen so auch ihre Chancen auf dem
Arbeitsmarkt.“
Über einen künftigen Arbeitsplatz zerbrechen
sich Mandy, Susanne, Judith und Miriam noch
nicht den Kopf. Sie sind erst einmal gespannt
auf die Aufgaben und Anforderungen an ih-
rem Ausbildungsplatz. Und sind fleißig dabei,
ihren Arbeitsort kennenzulernen – bei einem
Prachtbau mit elf Stockwerken und über 600
Zimmern auch das eine ziemliche Herausfor-
derung.

S P E Z I A L

Mandy Krüger, Susanne Möller, Judith Feistauer und Miriam Winkler haben es ge-
schafft: Über Tests und Bewerbungsgespräche haben sie sich unter 167 Bewerbern
um einen Ausbildungsplatz beim Landtag durchgesetzt. Seit September lernen sie
den Beruf Kauffrau für Bürokommunikation im wohl schönsten Ausbildungsbetrieb
der Landeshauptstadt, im Schweriner Schloss. Hier wurden sie von Landtagspräsi-
dentin Sylvia Bretschneider als neue Auszubildende der Landtagsverwaltung herz-
lich begrüßt.

Azubis im Schweriner Schloss
Landtag als ausgezeichneter Ausbildungsbetrieb geehrt

Vier junge Frauen begannen Anfang Oktober bei der Landtagsverwaltung ihre Ausbildung zur Kauffrau für Bürokom-
munikation und wurden von Landtagspräsidentin Sylvia Bretschneider und Landtagsdirektor Armin Tebben herzlich be-
grüßt. (v.l. Mandy Krüger aus Saal bei Ribnitz-Damgarten; Sabine Winkler, Ausbildungsleiterin und Leiterin des Perso-
nalreferats; Susanne Möller aus Grabow; Judith Feistauer aus Bobbin (Rügen); Armin Tebben; Sylvia Bretschneider;
Miriam Winkler aus Gustebin (Ostvorpommern).

Carolin Dobschanski, die im Landtag Kauffrau für Büro-
kommunikation gelernt hat, gehört zu den 60 besten
Auszubildenden, die im Sommer ihre Ausbildung im Kam-
merbezirk Schwerin der IHK abgeschlossen haben. Sie ar-
beitet zurzeit beim Landesbeauftragen für den Daten-
schutz.
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ben. Der „Nothafen“ sei vor 17 Jahren als
Provisorium geschaffen worden, um der
Kleinschifffahrt eine Zuflucht zur Verfügung
zu stellen, obwohl ein Hafen in der Kernzo-
ne des Nationalparks nicht zulässig sei, sag-
te der Minister. „Das Problem kann nicht mit
dem Vorschlag der FDP gelöst werden, son-
dern nur durch einen Hafenneubau, und dies
am besten in der Gemarkung Prerow außer-
halb der Kernzone des Nationalparks“, sag-
te Ebnet. Dann solle auch der Seenotkreuzer
dort stationiert werden. Die Entfernung zur
Kadetrinne wäre nicht zu weit.

Dr. Gottfried Timm (SPD) erinnerte daran,
dass einst die DDR-Grenzbrigade Küste den
Nothafen angelegt hat. „Sonst hätten wir
heute dort ein wunderschönes, geschlosse-
nes Naturschutzgebiet“, sagte er. „Die Di-
skussion um den Nothafen ist ein Übel und
verhindert geradezu das, was wir alle wollen,
nämlich einen Segel- und Motorsporthafen
zwischen Rostock und Stralsund, genau vor
Prerow.“ Jeder Segler, der bei Sonnenauf-
gang im Sommer in Warnemünde ablegt, sei
in der Lage, bei Sonnenuntergang in Barhöft
festzumachen. „Aber darum geht es gar
nicht. Es geht um einen Hafen, der zur Erho-
lung einlädt, in dem die Infrastruktur stimmt
und wo der Tourist diesen oder jenen Euro
ausgeben kann.“ Dass könne der Nothafen
nicht bieten. Zudem befänden sich in War-
nemünde, in Barhöft, in Vitte auf Hiddensee

„Die Verlagerung des Seenotkreuzers ‚Theo
Fischer’ nach Barhöft bringt eine deutliche
Fahrzeitverlängerung zur Kadetrinne“, warn-
te der innenpolitische Sprecher der FDP,
Gino Leonhard, in der Debatte. Die Fahrzeit
verlängere sich von einer halben Stunde auf
eineinhalb bis zwei Stunden. „Die einmaligen
Ausbaggerungskosten in Höhe von 100.000
Euro stehen wohl in keinem Vergleich zu ei-
nem Menschenleben.“ Ein Bürgerentscheid
zum Bau eines Alternativhafens werde erst
am 9. Dezember 2007 in Prerow durchge-
führt. Die Kadetrinne gelte als eine der ge-
fährlichsten Seeverkehrsstraßen der Region.
Bis zum Jahr 2010 würden sich zudem die
Schiffsbewegungen von derzeit 80.000 auf
160.000 verdoppeln. „Es gibt aus der Sicht
der FDP-Fraktion nur eine einzige Lösung und
ich will sie hier fest skizzieren: Der Nothafen
Darßer Ort ist als Anlegerstützpunkt für den
Seenotkreuzer solange aufrechtzuerhalten,
bis ein Ausweichhafen in unmittelbarer Nähe
fertig gestellt ist“, betonte Leonhard.

Verkehrsminister Otto Ebnet wies auf die
hohen Kosten für die Ausbaggerung hin. Um
sie zu senken, müssten die Molenbauten ver-
längert werden. Dies sei aber in der Natio-
nalpark-Kernzone nicht möglich. Der Bund
hat die Fahrrinne bis 2004 regelmäßig aus-
gebaggert. Wegen der steigenden Bagger-
kosten hat er die Verkehrssicherung für die
Hafenzufahrt jedoch an das Land abgege-

Die Zukunft des Nothafens Darßer Ort in
der Kernzone des Nationalparks Vor-
pommersche Boddenlandschaft war am
17. Oktober Gegenstand einer hitzigen
Debatte im Landtag. Der Nothafen soll
durch einen Neubau im nahe gelegenen
Prerow ersetzt werden, hat Bau- und
Verkehrsminister Otto Ebnet in der Ak-
tuellen Stunde betont. Eine nochmalige
Ausbaggerung der immer wieder ver-
sandenden Zufahrt am Darßer Ort sei
nicht geplant. Die FDP, die das Thema auf
die Tagesordnung gesetzt hatte, forder-
te dagegen, den Nothafen bis zur Fertig-
stellung eines Ersatzhafens zu erhalten
und die Zufahrt erneut auszubaggern.
Dann könne auch der am Darßer Ort sta-
tionierte Seenotkreuzer „Theo Fischer“
der Deutschen Gesellschaft zur Rettung
Schiffbrüchiger den Hafen weiter nut-
zen. Wenn dies nicht mehr möglich ist,
wird er vermutlich für eine Übergangs-
zeit in den Hafen Barhöft verlegt.

Zukunft des Nothafens Darßer Ort umstritten
FDP fordert erneute Ausbaggerung – Koalition ist dagegen

Dr. Gottfried Timm (SPD)Gino Leonhard (FDP) Verkehrsminister Otto Ebnet
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und Zingst Stationen für einen Seenotret-
tungsdienst. „Das ist aus unserer Sicht ver-
antwortlich und ausreichend.“

Der Vorsitzende der Linksfraktion, Prof. Dr.
Wolfgang Methling, hält das „Sicherheits-
argument“ der FDP für vorgeschoben, wie er
sagte. In einer Übergangszeit sei die Seenot-
rettung auch von Barhöft aus zu leisten. Nö-
tig sei nun eine schnellstmögliche Entschei-
dung über einen Hafenneubau in Prerow.
„Eine Wiederinbetriebnahme des Nothafens
würde nur zu weiteren Verzögerungen füh-
ren“, sagte der Parlamentarier. Der FDP warf
er vor, sich zu „Lobbyisten von Seglern“ zu
machen, die einen idyllisch gelegenen Hafen
nicht aufgeben wollten.

Der CDU-Politiker Mathias Löttge pflichte-
te der FDP bei, dass eine Verlagerung des
Seenotkreuzers nach Barhöft die Rettungssi-
tuation in einem Notfall in der Kadetrinne
verschlechtern würde. Er sprach sich jedoch
nicht explizit für eine erneute Ausbaggerung
der Zufahrt aus. Naturschutz, Seenotrettung
und touristische Entwicklung müssten ein-
hergehen. Der Hafen Darßer Ort hat nach
seiner Ansicht „dauerhaft keine Zukunft“.
Die Landesregierung habe für den Neubau
eines Hafens in Prerow die höchstmögliche
Investitionsförderung in Aussicht gestellt. Da-
mit könnten auch die Probleme der Seeno-
trettung in diesem Bereich gelöst werden. Er

hofft, dass sich die Bürger von Prerow für den
Neubau entscheiden werden. Sonst müsse
man über die von Zingst vorgeschlagene Al-
ternative nachdenken.

Seit der Wende sei der Nothafen Streitobjekt
zwischen Naturschützern und Wassersport-
lern, sagte Stefan Köster (NPD). „Auf der ei-
nen Seite stehen die unberührte Natur und
der dadurch vorhandene Tourismus. Auf der
anderen Seite stehen der Wassersport und
der sich daraus entwickelnde Tourismus.“
Aus Sicht der Seenotrettung aber ist seiner
Meinung nach der Seenothafen unerlässlich,
teile er doch die 60 Seemeilen weite Strecke
zwischen Warnemünde und Barhöft bei
Stralsund. Zudem seien viele Einwohner und
Gäste gegen den Hafenneubau in Prerow.
„Sie befürchten einen Verlust der Natürlich-
keit der Insel und einen dadurch entstehen-
den touristischen Schaden. Dies wurde auch
auf der Einwohnerversammlung in Prerow
deutlich“, sagte Köster. Er sprach sich für ei-
ne erneute Ausbaggerung des Nothafens
aus.

Prof. Dr. Wolfgang Methling (DIE LINKE) Stefan Köster (NPD)Mathias Löttge (CDU)

HINTERGRUND

Nothafen Darßer Ort

Der Nothafen Darßer Ort liegt in der
Kernzone des Nationalparks Vorpom-
mersche Boddenlandschaft rund vier Ki-
lometer vom Ostseebad Prerow entfernt.
Er wurde 1962 als Schnellboothafen für
die DDR-Marine gebaut. Nach der Wen-
de blieb er für Sportboote erhalten. In die
Zufahrt wird Sand gespült, der regelmä-
ßig abgetragen werden muss. Ohne die
ständige Ausbaggerung von rund 100
Metern Fahrrinne würde die Bucht heu-
te wohl nicht mehr existieren. Betreiber
des landeseigenen Hafens ist seit 1993
die Umweltstiftung WWF. Die letzte Aus-
baggerung 2005 kostete laut WWF
240.000 Euro. Es stehe in der National-
parkverordnung, dass der Nothafen nur
eine Übergangslösung sei und stillgelegt
werden solle. Der WWF würde Gesprä-
chen über eine nochmalige Ausbagge-
rung nur zustimmen, wenn für den in
Prerow geplanten Hafen eine rechtsgül-
tige Baugenehmigung vorgelegt würde.
Tourismusmanager fordern dagegen den
Erhalt des Nothafens, da für Segler die
60 Seemeilen weite Strecke von Warne-
münde nach Barhöft bei Stralsund ohne
Hafen zu lang sei.
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ser rassistischen, antisemitischen, demokra-
tiefeindlichen und völkischen Partei würde
deren Wirksamkeit in der Öffentlichkeit we-
sentlich behindern“, so der Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Methling machte eben-
falls deutlich, dass es in Reden von Funktio-
nären und Veröffentlichungen der NPD ge-
nug Beweise für die Verfassungsfeindlichkeit
dieser Partei gebe. V-Leute seien gar nicht
notwendig. „Weder ist eine Schwächung der
Partei noch die Aufdeckung verborgener Ak-
tivitäten und Strukturen durch diese V-Leute
erkennbar“, sagte er. Dem Bundesverfas-
sungsgericht zufolge müssten Quellen schon
bei Bekanntgabe der Absicht eines Verbots-
verfahrens abgeschaltet und V-Leute abge-
zogen werden.

Auf die Beseitigung dieser Hindernisse ziele
der Änderungsantrag seiner Fraktion. Der
Änderungsantrag wurde nach der Debatte
von allen anderen Fraktionen abgelehnt. Zwi-
schen der Koalition und der LINKEN war es zu
Unstimmigkeiten gekommen, weil CDU und
SPD die Linksfraktion nicht an ihrem Antrag
beteiligt hatten. Jäger zufolge geschah dies
aus Rücksicht auf die alten Bundesländer, wo
manchen eine Beteiligung der Linken an der
Initiative irritieren könne.

„Selbstverständlich ist die Einleitung eines
Verbotsverfahrens nicht das einzige Mittel in
der Auseinandersetzung mit der NPD“, be-
tonte SPD-Fraktionschef Volker Schlotmann.
Im Kern gehe es vielmehr darum, die Zivilge-

sellschaft zu stärken und rechtsextremen
Gruppierungen auch auf dieser Ebene ent-
gegenzuwirken. Ein NPD-Verbot würde die
Infrastruktur dieser Partei zerschlagen. Dabei
könne sich Deutschland der Zustimmung der

EU sicher sein, sagte er mit einem Verweis auf
eine entsprechende Aussage von EU-Vize-
präsident Franco Frattani. Von den demokra-
tischen Parteien forderte er „mehr politi-
schen Mut, mehr Entschiedenheit und Ent-
schlossenheit im Kampf um und für unsere
Demokratie“. Es gehe weder vorrangig da-
rum, der NPD die finanziellen Mittel zu ent-
ziehen, noch der politischen Auseinanderset-
zung mit rechtsextremem Gedankengut aus-
zuweichen. „Es geht darum, dass wir der
Auffassung sind, dass Demokraten nicht nur
das Recht, sondern auch die Pflicht haben, ei-
ne Partei verbieten zu lassen, die die demo-
kratische Grundordnung derart aggressiv be-
kämpft“, betonte der Sozialdemokrat.

Innenminister Lorenz Caffier zeigte sich in
der Debatte überzeugt, dass es zu einem
neuen Verbotsantrag kommen wird. Er habe
bereits eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die Be-
lege für verfassungsfeindliche Aktivitäten der
NPD zusammentragen und die formalen Vor-
aussetzungen für ein Verbotsverfahren prü-
fen soll. Vor allem gelte es herauszuarbeiten,
ob die NPD aus einer aktiv-kämpferischen
und aggressiven Grundhaltung heraus dar-
auf aus ist, die freiheitlich-demokratische
Grundordnung zu beseitigen. „Und da gibt

Redner von SPD, CDU und LINKE wiesen in
der streckenweise erregt geführten und von
Zwischenrufen immer wieder unterbroche-
nen Debatte darauf hin, dass die Einnahmen
der NPD zu rund 42 Prozent aus Steuermit-
teln stammen (2005).

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Dr. Armin
Jäger sagte: „Es ist nicht hinnehmbar, dass
die Strukturen dieser Partei nur deshalb am
Leben erhalten werden, weil der Staat, der
durch sie bekämpft wird, sie so großzügig fi-
nanziert.“ Er nannte Beispiele für „verfas-
sungswidriges Gedankengut“ aus Veröffent-
lichungen und Reden „exponierter Vertreter
dieser Partei“. So zitierte er aus einer Rede
des NPD-Fraktionsvorsitzenden Udo Pastörs
im Landtag: „Unser erstes Augenmerk hat
dem Gesunden und Starken zu gelten. Die-
ses ist zuallererst zu fördern und zu unter-
stützen.“ Jäger sieht darin Parallelen zum Eu-
thanasie-Programm der Nazis. Die NPD tritt
seiner Überzeugung nach die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung mit Füßen. Der
CDU-Fraktionsvorsitzende zeigte sich ent-
täuscht, dass die FDP einen neuen Anlauf für
ein Verbot der NPD ablehnt. Das NPD-Ver-
botsverfahren und der klare Einsatz für De-
mokratie und Toleranz seien zwei Seiten ei-
ner Medaille.

„Ohne jeden Zweifel würde ein Verbot der
NPD das Problem rechtsextremistischer Ent-
wicklungen nicht lösen“, sagte Prof. Dr.
Wolfgang Methling. „Aber ein Verbot die-6

Der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern hat als erstes Parlament bundesweit ein deutliches Zeichen für einen erneuten NPD-
Verbotsantrag gesetzt. Die rechtsextreme Partei sitzt seit einem Jahr im Parlament. Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
CDU und SPD und der größten Oppositionskraft DIE LINKE verabschiedete der Landtag am 18. Oktober den Antrag „Demokra-
tie schützen – NPD-Verbotsverfahren auf den Weg bringen“. Die Landesregierung wurde aufgefordert, die Voraussetzungen für
einen Verbotsantrag zu prüfen und gemeinsam mit den anderen Bundesländern die Hindernisse zu beseitigen, die 2003 zur Ein-
stellung des damaligen Verfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht geführt hatten. Die Richter in Karlsruhe hatten vor al-
lem den Einsatz so genannter V-Leute in der NPD-Spitze moniert.

Landtag setzt Zeichen für neues NPD-Verbotsverfahren
FDP-Opposition will rechtsextremistische Partei „entzaubern“

Dr. Armin Jäger

Prof. Dr. Wolfgang Methling

Volker Schlotmann



es schon Reden und Äußerungen von füh-
renden Köpfen dieser Partei und von Mit-
gliedern dieses Landtags, die meiner Über-
zeugung nach geeignet sein können, ein Ver-
bot der NPD zu begründen.“ Gemeinsam mit
Bund und Ländern wolle der Nordosten Be-
lege sammeln. „Und am Ende, da bin ich
sehr sicher, wird ein neuer Verbotsantrag ste-
hen“, sagte Caffier.

Die FDP-Fraktion, die sich gegen ein erneutes
Verbotsverfahren aussprach, mahnte eine
stärkere Auseinandersetzung mit rechtsex-
tremem Gedankengut an. „Ein Verbot ist der
Versuch, sich dieser Auseinandersetzung zu
entziehen“, sagte der Fraktionsvorsitzende
Michael Roolf. „Ein Problem verschwindet
nicht dadurch, dass man es verbietet.“ Die
NPD sei nur der politische Arm einer „verfas-
sungsfeindlichen Struktur“. Die NPD müsse
nicht verboten, sondern „widerlegt und ent-
zaubert“ werden. „Möglicherweise ist dieser
menschenverachtende Irrsinn niemals voll-
ständig aus allen Köpfen heraus zu bekom-
men. Wir gehen vielmehr davon aus, dass es
eine andauernde politische und gesellschaft-
liche Auseinandersetzung mit radikalen Ten-
denzen und deren Ursachen geben muss“,
hob Roolf hervor. „Das bedeutet harte und
schmerzhafte Auseinandersetzungen, auch
mit uns selbst. Diese Auseinandersetzung
kann und darf man sich mit einem Verbot

nicht ersparen. Ein Verbot ist der Versuch,
sich dieser Auseinandersetzung zu entzie-
hen“, fügte er hinzu.

Für die NPD, die mit sechs Abgeordneten im
Landtag sitzt, wandte sich der Abgeordnete
Michael Andrejewski gegen einen erneu-
ten Antrag auf Verbot seiner Partei. Er zeigte
sich zudem überzeugt, dass die Behörden
nicht wirklich gewillt seien, V-Leute aus NPD-
Gremien abzuziehen. „Entweder die NPD ist
aggressiv-kämpferisch und damit objektiv
gefährlich, dann können Sie sie nicht zwei
Jahre – so lange dauert ein Verbotsverfahren
mindestens – ohne Überwachung durch
V-Leute lassen. Oder Sie ziehen die V-Leute

ab. Das wäre dann die offizielle Harmlosig-
keitsbescheinigung. Bei dem, was Sie sagen,
müssen Sie schon Widersprüche vermei-

den“, sagte er in
Richtung der Koali-
tionsfraktionen.
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Jugendliche demonstrie-
ren gegen einen NPD-
Aufmarsch. 7

Entwicklung
der Ostseehäfen
Landesregierung soll
bis März berichten

Die Landesregierung Mecklenburg-Vor-
pommern soll bis März 2008 einen Be-
richt zu den Ostseehäfen des Landes vor-
legen. Darin sollen auch die Beschäfti-
gungssituation, die Verkehrsanbindung
und Strategien zur Weiterentwicklung
enthalten sein. Die Abgeordneten haben
am 17. Oktober einen entsprechenden
Antrag der Koalitionsfraktionen mehr-
heitlich angenommen.
Änderungsanträge der FDP und der NPD wur-
den abgelehnt. Beide Oppositions-Fraktionen
hatten gefordert, auch die Auswirkungen ei-
ner möglichen Fehmarn-Belt-Brücke auf Mek-
klenburg-Vorpommern in den Bericht mit auf-
zunehmen.
Die Ostseehäfen in Wismar, Rostock, Stral-
sund, Wolgast und Ueckermünde leisten nach
Ansicht der Koalition einen wichtigen Beitrag
zur positiven Wirtschaftsentwicklung im Land.
Die Häfen in Mecklenburg weiter fit für den
internationalen Wettbewerb zu machen, müs-
se deshalb gemeinsames Anliegen sein. Da
sich die Kaianlagen nicht unbegrenzt ausdeh-
nen ließen, müsse man rechtzeitig überlegen,
wie sich Hafenentwicklung und Standortent-
wicklung von Industrieanlagen mit der dazu-
gehörenden Infrastruktur wettbewerbsfähig
gestalten lasse. Einbezogen werden müssten
dabei auch das so genannte Blaubuch der Eu-
ropäischen Union für eine integrierte Meeres-
politik sowie die aktuelle Seeverkehrsprogno-
se 2025 der Bundesregierung.
Verkehrsminister Otto Ebnet sieht die Häfen
als Wachstumsmotoren im Land. Die Häfen
von Mecklenburg-Vorpommern seien nicht
nur Warenumschlagsplätze und Logistik-Dreh-
scheiben, sie würden auch als Industriestand-
orte für Investoren immer attraktiver, sagte er
im Parlament. Seit 1990 seien 550 Millionen
Euro in den Ausbau der Hafeninfrastruktur in-
vestiert worden. Vor allem Rostock wachse im
europäischen Nord-Süd-Handel eine immer
größere Bedeutung zu.
DIE LINKE wies darauf hin, dass die Entwick-
lung der Häfen bereits als Schwerpunkt im Ko-
alitionsvertrag von SPD und CDU verankert sei.
Wichtig sei nun, eine gemeinsame Strategie
von Hafenwirtschaft, Verkehrsunternehmen
und Politik zu entwickeln. Eine „reine Zu-
standsbeschreibung“ nütze nichts.

Lorenz Caffier

Michael Roolf

Michael Andrejewski



land einen Integrationsförderrat, der bereits
einen engeren Dialog mit Politikern ermögli-
che. Im Ausschuss solle genau beraten wer-
den, was ein solcher Tag bringen könnte und
was der Integrationsförderrat übernehmen
kann.
Jörg Heydorn (SPD) betonte, dass die Sen-
sibilität der Öffentlichkeit tatsächlich noch
nicht hoch genug sei. Das habe der „Tag der
Einheit“ in Schwerin gezeigt, wo an mehre-
ren Ständen zum Beispiel eine Rampe für
Rollstuhlfahrer fehlte. „Das ist ein Fauxpas
sondergleichen“, kritisierte er. Er befürwor-
tete es, den Antrag im Sozialausschuss zu be-
raten und Experten zu befragen. Dann wer-
de sich herausstellen, ob ein solcher Tag tat-
sächlich nützlich sei.
Irene Müller (DIE LINKE) forderte einen Pa-
radigmenwechsel in der Öffentlichkeit. Die
Baunormen beispielsweise sollten sich – wie
in den USA – an den Bedürfnissen behinder-
ter Menschen orientieren. „Wer dort engere
Türen will, durch die kein Rollstuhl passt,
muss einen Antrag stellen. Nicht umge-
kehrt“, nannte sie ein Beispiel. Ihre Fraktion
habe einen Änderungsantrag formuliert, der
weiter gefasst sei und beispielsweise auch
Angehörige behinderter Menschen mit be-
rücksichtige.
Nach Ansicht der CDU-Abgeordneten
Renate Holznagel haben behinderte Men-
schen einen Anspruch auf Hilfe. „Die Ein-
gliederung der Menschen mit Behinderun-
gen in das gemeinschaftliche Leben ist eine
ständige Herausforderung an die gesamte
Gesellschaft“, sagte sie. Ihre Fraktion begrü-
ße daher den Vorstoß der FDP, einmal pro Le-
gislaturperiode einen „Tag für Menschen mit
Behinderung“ im Landtag durchzuführen.
Diese Formulierung sei geeigneter als die der
FDP, die im Antrag einen „Tag behinderter
Menschen“ forderte. Zudem sei der Antrag
dürftig, was die praktische Umsetzung an-
gehe, kritisierte sie. Aber generell hält sie ei-
nen solchen Tag im Schweriner Schloss für
notwendig.
Im Gegensatz zur NPD, deren Abgeordneter
Stefan Köster von einem Thema, „das die
Welt nicht braucht“, sprach. Einen unmittel-
baren Kontakt zu Menschen mit Behinde-
rungen gebe es bereits, beispielsweise über
Bürgerbüros. Alle Menschen, die sich vom
Staat allein gelassen fühlten, könnten einen
speziellen Tag fordern, wie „Hartz IV-Opfer“,
Alleinerziehende, Kinder, Frauen und Män-
ner, zählte er auf. Der „unnütze Antrag“ sol-
le abgelehnt und das Geld, das ein solcher
Tag kosten würde, gleich an Behinderte über-
wiesen werden.

Der FDP-Antrag wurde mit den Stimmen von
SPD, CDU, DIE LINKE und FDP zur Beratung
an den Sozialausschuss überwiesen. Der Än-
derungsantrag der Linksfraktion wurde ab-
gelehnt.

A U S D E M P L E N U M / B E R I C H T E
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FDP fordert Tag
der Behinderten
im Landtag
Parlament überwies Antrag
an den Sozialausschuss

In Mecklenburg-Vorpommern soll es
nach dem Willen der FDP-Fraktion künf-
tig einen „Tag behinderter Menschen“
geben. Menschen mit Behinderungen
oder chronischen Krankheiten sollen
mindestens einmal pro Legislaturperio-
de im Landtag auf ihre spezifischen
Interessen aufmerksam machen können,
sagte Ralf Grabow (FDP), der den Antrag
ins Plenum einbrachte. Ein solcher Tag
würde helfen, auf die Barrieren auf ver-
schiedensten Ebenen hinzuweisen. Die-
se gebe es trotz vieler Fortschritte in den
vergangenen Jahren noch immer.

Etwa zehn Prozent der Bevölkerung müssen
Ralf Grabow zufolge mit Behinderungen
oder chronischen Krankheiten leben. Die
Sensibilität der Öffentlichkeit für diese Men-
schen könne mit einem speziellen Tag erhöht
werden, sagte der FDP-Abgeordnete und
Vorsitzende des Sozialausschusses. Im Land-
tag von Baden-Württemberg ist ein solcher
Tag Grabow zufolge bereits fünfmal erfolg-
reich durchgeführt worden. Im Vorfeld müs-
se jedoch ein festes Programm vereinbart
werden. Die Ergebnisse sollten dann durch
den Landtag ausgewertet und veröffentlicht
werden. Grabow forderte, noch in dieser Le-
gislaturperiode einen Tag für behinderte
Menschen zu ermöglichen.
Sozialminister Erwin Sellering wies darauf
hin, dass es bereits symbolische Tage für
Menschen mit Handicap gebe, unter ande-
rem am 3. Dezember den „Internationalen
Tag der Behinderten“. Zudem habe Meck-
lenburg-Vorpommern als einziges Bundes-

STICHWORT

Integrationsförderrat M-V

Der Integrationsförderrat berät und unter-
stützt die Landesregierung bei der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensbedingungen für
Menschen mit und ohne Behinderungen. Er
arbeitet auf der Basis des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes M-V und hat das
Recht, der Landesregierung geeignete Vor-
schriften vorzuschlagen. Wenn Gesetzent-
würfe eingebracht oder andere Rechtsvor-
schriften erlassen werden sollen, ist der Inte-
grationsförderrat anzuhören, wenn die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen
und chronischen Erkrankungen betroffen
sind.
Der Integrationsförderrat hat ehrenamtliche
Mitglieder aus verschiedenen Bereichen:
- sieben Vertreter/innen der Behindertenver-
bände
- je ein/e Vertreter/in des Innenministeriums,
des Finanzministeriums, des Bildungsminis-
teriums, des Bauministeriums, des Wirt-
schaftsministeriums, der Parlamentarischen
Staatssekretärin für Frauen und Gleichstel-
lung und des Ministeriums für Soziales und
Gesundheit
- ein/e Vertreter/in des Landkreistages Meck-
lenburg-Vorpommern e.V.
- ein/e Vertreter/in des Städte- und Gemein-
detages Mecklenburg-Vorpommern e.V.
- je ein/e Vertreter/in des Sozialverbandes
Deutschland Landesverband Mecklenburg-
Vorpommern e.V. und der Liga der Spitzen-
verbände der Freien Wohlfahrtspflege in
Mecklenburg-Vorpommern e.V.
Vorsitzende des Gremiums ist Gudrun Schö-
fer, Landesvorsitzende der Deutschen Muti-
ple-Sklerose-Gesellschaft M-V.
Der Integrationsförderrat erstattet der Lan-
desregierung jedes Jahr einen Bericht über
seine Tätigkeit. Der Bericht enthält Schluss-
folgerungen und Schwerpunkte für die wei-
tere Arbeit der Regierung. Diese hat zeitnah
dem Landtag den Bericht zuzuleiten und
über Maßnahmen zur Umsetzung von Be-
schlüssen des Integrationsförderrats zu
unterrichten.
www.integrationsfoerderrat.de
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Schweriner Schloss
soll auf UNESCO-
Welterbeliste
Landtag unterstützt einhellig
Bewerbung

Das Schweriner Schloss und seine Gar-
tenanlagen sollen nach dem Willen des
Landtags als dritte Stätte in Mecklen-
burg-Vorpommern UNESCO-Weltkultu-
rerbe werden. Das Parlament forderte
auf Antrag der Linksfraktion die Landes-
regierung am 17. Oktober einhellig auf,
Schritte für eine Bewerbung einzuleiten.
Der Kulturausschuss hat nach den Wor-
ten der Ausschussvorsitzenden Ilka
Lochner-Borst einstimmig die Annahme
des Antrages empfohlen.
Zunächst soll die Landesregierung dem Be-
schluss zufolge versuchen, das Schloss auf
die deutsche Liste der Anwärter auf Aner-
kennung als UNESCO-Weltkulturerbe zu
bringen. Die Chancen stehen nach Einschät-
zung von Landtagspräsidentin Sylvia
Bretschneider gut, da Gebäude und Gar-

tenanlagen des Historismus in der Liste bisher
nicht vertreten seien. Eile sei jedoch geboten,
weil etwa Bayern für das Schloss Neu-
schwanstein ebenfalls einen Antrag auf Auf-
nahme in die UNESCO-Welterbeliste vorbe-
reite. Wichtige Kriterien, wie etwa Einzigar-
tigkeit und historische Echtheit, erfülle das
Schweriner Bauwerk voll und ganz. Auch ge-
be es den geforderten „überzeugenden Er-
haltungsplan“, der neben der Sanierung des
Schlosses selbst auch die Restaurierung der
Orangerie, die Rekonstruktion des histori-
schen Burggartens und die jüngst im Rahmen
der BUGA-Vorbereitung abgeschlossene
Wiederherstellung des barocken Teils des
Schlossgartens umfasse. Selbstverständlich
müsse die Stadt Schwerin in allen Fragestel-
lungen beteiligt werden, da mit einer Ent-
scheidung über das Weltkulturerbe langfri-
stig auch städtische Interessen berührt wer-
den, fügte die Präsidentin hinzu. Sie forderte
unter anderem, kurzfristig eine Arbeitsgrup-
pe unter Leitung des Kultusministeriums zu
gründen.
Torsten Koplin (DIE LINKE) betonte: „Das
Schweriner Schlossensemble ist in der Tat un-
bestritten ein besonderes Stück Kulturge-
schichte.“ Obwohl die UNESCO immer hö-

here Anforderungen an die
Aufnahme stelle, „sollte uns
nicht bange sein“, sagte er.
Von der Deutschen Stiftung
Denkmalschutz würden dem
Schloss mit den historischen
Parkanlagen und dem klassi-
zistischen Bauensemble Alter
Garten beste Chancen einge-
räumt, vom Welterbekomitee
für die UNESCO-Liste akzep-
tiert zu werden.
Das Kleinod würde als Kultur-
erbe weltweit noch bekann-
ter, sagte der FDP-Abgeord-
nete und Landtagsvizepräsi-
dent Hans Kreher. Wenn al-
le an einem Strang ziehen,
werde die Aufnahme in die Li-
ste gelingen, zeigte er sich op-
timistisch.
„Kümmert ihr euch um die
Paläste, wir kümmern uns um
die Hütten“, sagte der NPD-
Abgeordnete Raimund
Borrmann. Aber auch seine
Fraktion stimmte dem Antrag
zu.
Das Schweriner Schloss gilt als
herausragendes Beispiel für
den Baustil des Historismus

und in seiner Geschlossenheit als einzigartig
in Europa. Es wurde vor 150 Jahren in seiner
heutigen Gestalt eingeweiht, Vorgängerbau-
ten auf der Schlossinsel sind jedoch wesent-
lich älter. Eigentümer des größten Teils der
Gebäude und Gartenanlagen ist das Land,
das somit auch die Federführung für einen
Welterbe-Antrag übernehmen muss.
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Der Landtag räumt dem Schweriner Schloss mit den historischen Parkanlagen
und dem klassizistischen Bauensemble Alter Garten gute Chancen ein, als
UNESCO-Welterbe anerkannt zu werden.

Die 32 UNESCO-Welterbestätten
in Deutschland

Aachener Dom
(Datum der Aufnahme: 1978)
Speyerer Dom (1981)
Würzburger Residenz und Hofgarten (1981)
Wallfahrtskirche „Die Wies“ (1983)
Schlösser Augustusburg und Falkenlust in
Brühl (1984)
Dom und Michaeliskirche in Hildesheim
(1985)
Römische Baudenkmäler, Dom und Liebfrau-
enkirche von Trier (1986)
Hansestadt Lübeck (1987)
Schlösser und Parks von Potsdam und Berlin
(1990)
Kloster Lorsch (1991)
Bergwerk Rammelsberg und Altstadt von
Goslar (1992)
Altstadt von Bamberg (1993)
Klosteranlage Maulbronn (1993)
Stiftskirche, Schloss und Altstadt von Qued-
linburg (1994)
Völklinger Hütte (1994)
Grube Messel (1995)
Kölner Dom (1996)
Das Bauhaus und seine Stätten in Weimar
und Dessau (1996)
Luthergedenkstätten in Eisleben und Wit-
tenberg (1996)
Klassisches Weimar (1998)
Wartburg (1999)
Museumsinsel Berlin (1999)
Gartenreich Dessau-Wörlitz (2000)
Klosterinsel Reichenau (2000)
Industriekomplex Zeche Zollverein in Essen
(2001)
Altstädte von Stralsund und Wismar (2002)
Oberes Mittelrheintal (2002)
Dresdner Elbtal (2004)
Rathaus und Roland in Bremen (2004)
Muskauer Park (2004)
Grenzen des Römischen Reiches: Oberger-
manisch-rätischer Limes (2005)
Altstadt von Regensburg mit Stadtamhof
(2006)

Quelle: www.unesco.de



Qualifizierter
Nachwuchs für
Landesverwaltung
Regierung soll
regelmäßig berichten

Gut ausgebildeter Nachwuchs soll in der
Landesverwaltung Mecklenburg-Vor-
pommerns eine Chance haben. Allen Ab-
solventen der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung, Polizei und
Rechtspflege, die ihre Ausbildung mit
„gut“ oder „sehr gut“ abgeschlossen ha-
ben, muss dem Koalitionsvertrag zu-
folge eine Vollzeitbeschäftigung in der
Landesverwaltung angeboten werden.
Das Parlament beschloss am 18. Oktober,
dass die Landesregierung regelmäßig
über die Anzahl der übernommenen Ab-
solventen berichten soll.
So sollen hoch motivierte junge Leute im
Land gehalten werden, begründete Marc
Reinhardt (CDU) den Antrag der Koalitions-
fraktionen. In den vergangenen Jahren sei
hauptsächlich darauf geachtet worden, Geld
zu sparen. „Es gab Anreize, vorzeitig aus

dem Landesdienst auszuscheiden. Schied ein
Mitarbeiter aus, wurde die Stelle nicht wieder
besetzt. So stieg der Altersdurchschnitt“, be-
schrieb Reinhardt die Situation. Der Alters-
durchschnitt in den Landesbehörden liege
derzeit bei deutlich über 40 Jahren. Der Trend
müsse gebremst werden.
Angelika Gramkow (DIE LINKE) bezeichne-
te den Antrag als „enttäuschend, sogar be-
schämend, ja peinlich“. Mit dem Antrag wer-
de kein Personalnachwuchs gesichert, son-
dern lediglich ein „Bericht“ verlangt. Dafür
genüge aber ein Anruf beim zuständigen Mi-
nisterium. Ihren Angaben nach werden
Nachwuchskräfte in der Steuerverwaltung
beispielsweise gegenwärtig überhaupt nicht
eingestellt. Bei der Polizei würden jährlich 80
Absolventen der Fachhochschule übernom-
men. Angesichts der Altersstruktur sei auch
hier der Bedarf höher. Ihre Fraktion habe im
Finanzausschuss gefordert, ein Aus- und
Weiterbildungskonzept 2015 zu erarbeiten.
Damit sollte auf die demografische Entwick-
lung reagiert werden. Das sei von der Koali-
tion abgelehnt worden. Ein Konzept sei aber
nötig. Der vorliegende Antrag sei nichtssa-
gend und werde von ihrer Fraktion abge-
lehnt.

Auch Hans Kreher (FDP) kann seinen Wor-
ten nach „den Sinn des Antrages“ nicht
nachvollziehen. „Was soll der Antrag eigent-
lich erreichen? Wem soll die Landesregierung
konkret berichten?“, fragte er. Zahlen könne
sich jeder Interessierte auch selbst besorgen.
Diesem Antrag werde seine Fraktion nicht
zustimmen.
Die NPD lehnte den Antrag ebenfalls ab. Ihr
Redner Tino Müller sprach von einem
„Schaufensterantrag“.
Rein rechnerisch lasse der Haushalt keinen
Spielraum, Nachwuchs einzustellen, sagte
Rudolf Borchert (SPD). „Wir machen es
trotzdem“, fügte er hinzu. Jungen Menschen
müsste eine Chance gegeben werden, ohne
das Personalkonzept zu unterlaufen. Das sei
schwierig und eine „Riesen-Herausforde-
rung“, der sich das Land aber stellen müsse.
„Wir wollen regelmäßig unterrichtet wer-
den“, unterstrich Mathias Löttge (CDU).
„Wir brauchen motiviertes und gut ausgebil-
detes Personal in der Landesverwaltung“,
sagte er. Deshalb müsse überprüft werden,
ob die zugesagte Vollzeitbeschäftigung für
gute und sehr gute Absolventen auch einge-
halten werde.
Der Antrag wurde mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen angenommen.
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Musikschulen
In Erster Lesung hat der Landtag einen Ge-
setzentwurf der Fraktion DIE LINKE zur
Förderung und Anerkennung der Musik-
schulen in Mecklenburg-Vorpommern be-
raten. In einem Musikschulgesetz wollen
die Einreicher die öffentliche Förderung
der Musikschulen gesetzlich verankern
und damit den Trägern öffentlicher, ge-
meinnütziger Musikschulen Planungssi-
cherheit gegen und den Betrieb der Mu-
sikschulen finanziell absichern. Einer Über-
weisung des Gesetzentwurfs in die Aus-
schüsse wurde mehrheitlich nicht zuge-
stimmt. Damit musste der Antrag nach
§ 48 Abs. 3 der Geschäftsordnung späte-
stens nach drei Monaten zur Zweiten Le-
sung auf die Tagesordnung des Landtags
gesetzt werden.

Bürgerbeauftragter
Der Landtag beriet über den Bericht des
Bürgerbeauftragten des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern Bernd Schubert für das

Jahr 2006. Insgesamt 1844 Petitionen wa-
ren im Berichtsjahr eingereicht worden.
1370 davon nicht schriftlich, sondern in
persönlichen Gesprächen an Sprechtagen,
im Büro des Bürgerbeauftragten oder tele-
fonisch. Diese Möglichkeit, ihre Probleme
mündlich zu schildern, würden sehr viele
Menschen besonders schätzen, so die Er-
fahrung von Bernd Schubert. 2006 führte
der Bürgerbeauftragte 42 Sprechtage
durch – in allen Landkreisen und kreisfreien
Städten mindestens zwei. Außerdem fand
gemeinsam mit dem NDR am 2. November
2006 eine Hörersprechstunde statt. Diese
Gelegenheit der Kontaktaufnahme hätten
67 Bürgerinnen und Bürger genutzt.

Petitionsausschuss
Um Petitionen ging es auch bei der Bera-
tung einer Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses. Dieser hatte dem Parla-
ment eine Übersicht über alle 118 Petitio-
nen vorgelegt, die der Ausschuss in der Zeit
vom 1. Juni bis 31. August 2007 abschlie-

ßend bearbeitet hat. Dabei konnte 19mal
dem Anliegen der Petenten entsprochen
werden. Das betraf z. B. die Bitte einer Bür-
gerin um Zuerkennung der Pflegestufe III
für ihre pflegebedürftige Mutter oder die
Unterstützung einer ALG II-Empfängerin
bei der Wahrnehmung einer Bildungsmaß-
nahme. In anderen Fällen, z. B. bei der For-
derung nach Übernahme der Beförde-
rungskosten für hoch begabte Kinder oder
im Zusammenhang mit der so genannten
Altanschließerproblematik, konnte der Pe-
titionsausschuss leider keine Lösungen im
Sinne der Petenten anbieten. In seiner Vor-
lage informiert der Ausschuss das Parla-
ment über die Beratungsergebnisse zu den
einzelnen Petitionen und unterbreitete je-
weils einen Beschlussvorschlag. Die Be-
schlussempfehlung des Petitionsausschus-
ses wurde im Parlament einstimmig ange-
nommen. Im Gegensatz zum Bürgerbeauf-
tragten sind Eingaben an den Petitionsaus-
schuss ausschließlich schriftlich einzurei-
chen.

Was das Plenum noch beschäftigte
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Direkte Demokratie
Landtag beriet über
unmittelbare Bürgerbeteiligung

Die Verfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern kennt nach Artikel 59 und
60 auch Beteiligungsformen der direkten
Demokratie, nämlich die Volksinitiative
zur Befassung des Landtags mit bestimm-
ten Vorlagen und die Volksbegehren und
Volksentscheide, die jeweils auf die ge-
setzgeberische Tätigkeit des Parlamentes
gerichtet sind. Damit sind bereits auf Ver-
fassungsebene für die Bürger verschiede-
ne Möglichkeiten verankert, um unab-
hängig von den Parlamentswahlen direkt
auf wichtige Entscheidungen im Land Ein-
fluss zu nehmen.
Die näheren Bestimmungen dazu enthält das
Volksabstimmungsgesetz. Dabei geht es zum
Beispiel um die Formvorschriften für die Unter-
stützungserklärungen, die einzelnen Verfah-
rensschritte und um die zu beachtenden Fri-
sten.
Der Gesetzentwurf der damaligen Fraktion der
Linkspartei.PDS für ein Zweites Gesetz zur Än-
derung des Volksabstimmungsgesetzes (Drs.
5/595) sah Erleichterungen im Verfahren vor
und erstmals auch einen Anspruch der Vertre-
ter von Volksbegehren auf Erstattung ihrer Ko-
sten. Damit sollten Konsequenzen zum einen
aus der bisher geringen Zahl der Initiativen,
zum anderen aber auch aus der von vier auf
fünf Jahre verlängerten Wahlperiode des
Landtages gezogen werden. Eine erleichterte
Bürgerbeteiligung führe nach Meinung der
Einreicher zu mehr politischem Engagement
und damit zu einer Stärkung der Demokratie.
Demgegenüber warf der Innenminister bereits
in der Ersten Lesung dem Gesetzentwurf
handwerkliche Fehler vor. So sehe er Ände-
rungen vor, die eine entsprechende Anpas-
sung der Verfassung vorwegnähmen.
Seitens der Fraktionen von SPD und CDU wur-
de ein Vorrang des Parlamentes gegenüber
der unmittelbaren Bürgerbeteiligung aus der
Verfassung hergeleitet, gleichzeitig wurden
die von der Linkspartei vorgesehenen Ände-
rungen insbesondere vor dem Hintergrund des
aktuellen Rechtsextremismus als gefährlich
eingestuft.
Die Fraktion der FDP hingegen begrüßte eine
verbesserte Bürgerbeteiligung ausdrücklich
und verwies auf ihre eigenen Initiativen für ei-
ne Stärkung der direkten Demokratie.
Der Redner der NPD-Fraktion verwies in sei-
nem Beitrag auf die Erfolge der NSDAP, die
sich gerade bei Wahlen und nicht bei Abstim-

mungen gezeigt hätten. Mit dem Hinweis auf
diese Vergangenheit könne also nicht gegen
Volksabstimmungen, sondern nur gegen Par-
lamentswahlen argumentiert werden.
Der Gesetzentwurf war in seiner Ersten Le-
sung am 13. Juni 2007 nicht an die Ausschüs-
se überwiesen worden. Damit musste er nach
§ 48 Abs. 3 der Geschäftsordnung spätestens
nach drei Monaten wieder auf die Tagesord-
nung des Landtags gesetzt werden.
In seiner 26. Sitzung am 17. Oktober hat der
Landtag den Gesetzentwurf abschließend in
Zweiter Lesung beraten und abgelehnt.

Änderung der
Landesverfassung
Auflösung des Landtages
durch Volksentscheid?

Ebenfalls am 17. Oktober hat der Landtag
in Erster Lesung über den Gesetzentwurf
der Fraktion DIE LINKE für ein Drittes Ge-
setz zur Änderung der Landesverfassung
Mecklenburg-Vorpommern (Drs. 5/907)
beraten.
Mit einer Änderung der Landesverfassung will
die Linksfraktion die direkte Bürgerdemokratie
stärken. So soll das in Artikel 60 vorgesehenen
Quorum bei Volksbegehren von 120.000 auf
70.000 Stimmen, bei Volksabstimmungen von
mindestens einem Drittel der Wahlberechtig-
ten auf mindestens ein Viertel herabgesetzt
werden. Dies begründet DIE LINKE auch mit
der im Zuge des demografischen Wandels ruk-
kläufigen Zahl der Wahlberechtigten.
Außerdem soll nach dem Willen der Linksfrak-
tion in der Verfassung die Möglichkeit veran-
kert werden, den Landtag durch Volksent-
scheid aufzulösen. Dies ist nach Meinung der
Antragsteller gerade vor dem Hintergrund der
Verlängerung der Wahlperiode von vier auf
fünf Jahre sinnvoll. Die Landtagsauflösung soll
jedoch an ein angemessenes Teilnahme- und
Erfolgsquorum gebunden werden.
Ebenso wie beim Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Volksabstimmungsgesetzes hat die
Mehrheit der Abgeordneten auch diesen Ge-
setzentwurf nicht an die Ausschüsse überwie-
sen. Entsprechend ist eine Ablehnung in Zwei-
ter Lesung zu erwarten.
In Mecklenburg-Vorpommern sind plebiszitä-
re Verfahren als unmittelbare Verkörperung
von Volkssouveränität mit der repräsentativen
Demokratie verknüpft. Die Verfassung des
Landes Mecklenburg-Vorpommern enthält

A U S D E M P L E N U M / B E R I C H T E

verschiedene plebiszitäre Verfahren: Initiativen
aus dem Volk, Volksbegehren und Volksent-
scheid.

STICHWORT

Plebiszitäre Verfahren

Volksinitiative
Durch eine Volksinitiative kann der Land-
tag mit Gegenständen der politischen
Willensbildung befasst werden. Eine
Volksinitiative kann auch einen mit
Gründen versehenen Gesetzentwurf
zum Inhalt haben. Eine Volksinitiative
muss von mindestens 15.000 Wahlbe-
rechtigten unterzeichnet sein.
Volksbegehren
Ein Volksbegehren kann darauf gerich-
tet werden, ein Landesgesetz zu erlas-
sen, zu ändern oder aufzuheben. Das
Volksbegehren muss von mindestens
120.000 Wahlberechtigten unterstützt
werden.
Volksentscheid
Nimmt der Landtag den Gesetzentwurf
eines erfolgreichen Volksbegehrens
nicht innerhalb von sechs Monaten im
wesentlichen unverändert an, findet frü-
hestens drei, spätestens sechs Monate
nach Ablauf der Frist über den Gesetz-
entwurf ein Volksentscheid statt.
Ein Gesetzentwurf ist durch Volksent-
scheid angenommen, wenn die Mehr-
heit der Abstimmenden, mindestens
aber ein Drittel der Wahlberechtigten
zugestimmt haben.
(Verfassung M-V, Art. 59 und 60)

Das Volksbegehren gegen das Schulgesetz von Mecklen-
burg-Vorpommern, das der Landeselternrat 2006 initiiert
hatte, wurde von rund 73.000 Bürgerinnen und Bürgern
unterstützt. Dies reichte nicht, denn die Verfassung des
Landes M-V forderte (damals) 140.000 Unterstützungs-
unterschriften. (Aktuell sind 120.000 Unterschriften er-
forderlich.)
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Nein, die jüngste Entscheidung der SPD-Spitze, die Bezugsdauer des
ALG I für ältere Arbeitslose zu verlängern, ist ein fatales Signal für die
gegenwärtige Konjunktur in Deutschland! Anstatt den notwendigen
Reformprozess weiter fortzusetzen, drücken SPD und auch CDU nicht
nur auf die Bremse. Sie fordern die Rückkehr zur Sozialstaatspolitik
der 80er Jahre.

Grundsätzlich ist mir die gegenwärtige Diskussion zu einseitig. Die Po-
litik konzentriert sich zu sehr auf die rund 3,5 Millionen Arbeitslosen
im Land. Die 28 Millionen sozialversicherungspflichtigen Arbeitneh-
mer und die rund 7 Millionen Selbstständigen und Unternehmer fin-
den dagegen keine Berücksichtigung. So kann aber keine vernünfti-
ge und zukunftsfeste Politik für unser Land gemacht werden! Denn
Sozial- und Transferleistungen müssen erst erarbeitet werden, bevor

der Staat sie wieder ausreichen kann. Hier
muss die Diskussion hingelenkt werden.
Stattdessen werden wieder Gelder verteilt
und nicht für die nachhaltige Sicherung der
Konjunktur sowie zum Abbau der Arbeitslo-
sigkeit verwendet.
Es ist absehbar, dass die Verlängerung des
ALG I nicht kostenneutral erfolgen wird. Die
erforderlichen Mittel werden aus der Bundes-
agentur für Arbeit genommen. Eine Absen-
kung der Lohnnebenkosten fällt aller Wahr-
scheinlichkeit nach flach.

Ich halte diesen Kurs für unverantwortlich!
Für die Arbeitslosenversicherung und die öffentlichen Kassen sind die-
se Pläne Sprengstoff! Für die Menschen im Land droht der weitere
Anstieg der Abgabenlast. Den Arbeitslosen wird damit ein Bären-
dienst erwiesen. Sollte die Bundesregierung die geplanten Maßnah-
men umsetzen, werden neue Jobs verhindert und die Menschen wei-
ter zu Hilfeempfängern degradiert.
Die Sicherstellung von Schonvermögen ist nach meiner Auffassung
der bessere Weg, um der Arbeits- und Lebensleistung älterer Ar-
beitsloser gerecht zu werden. Arbeitnehmer, die lebenslang Rück-
stellungen für ihre Altervorsorge vorgenommen haben, dürfen durch
Hartz IV nicht bestraft werden.

Die gegenwärtige Politik der SPD ist hauptsächlich ein offen geführ-
ter Machtkampf zwischen Parteichef Kurt Beck und Vizekanzler Franz
Müntefering. Mit konstruktiver Arbeitsmarktpolitik hat dieses popu-
listische Gezeter nichts zu tun.

Ein eindeutiges Ja! Es ist meiner Auffassung nach ein Gebot der Ge-
rechtigkeit, dass ältere Arbeitnehmer, die über einen langen Zeitraum
hart gearbeitet haben, im Fall von eintretender Arbeitslosigkeit län-
ger ALG I bekommen als junge Menschen, die noch nicht so lange ge-
arbeitet haben. Natürlich ist Arbeitslosigkeit auch für jüngere Men-
schen ein problematischer Einschnitt. Allerdings kommen jüngere
Menschen erfahrungsgemäß und auch statistisch belegt schneller
wieder in Arbeit als ältere Menschen. Dies gilt insbesondere im Mo-
ment, da die Arbeitslosenzahlen stetig sinken und die Konjunktur wei-
ter anhält.
Für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hingegen ist die
Wiedereingliederung in den ersten Arbeitsmarkt immer noch sehr viel
problematischer, auch wenn sich die Lage hier etwas verbessert hat.
Mit der Verlängerung der ALG I-Zahlungen kann man hier also den
Umstand berücksichtigen, dass ein Älterer in
der Regel länger braucht, um eine neue Tä-
tigkeit zu finden, und dass die Mobilität im
Alter naturgemäß geringer wird, weil es stär-
kere soziale, aber auch materielle Bindungen
gibt. Man denke an das mühevoll gebaute
Eigenheim, das gewachsene familiäre Um-
feld oder schlichtweg altersbedingte Er-
scheinungen, wie z.B. Krankheiten.

Kurz gesagt: Das System des Förderns und
Forderns muss um eine Alterskomponente
erweitert werden, die den arbeitsmarkt- und
gesellschaftspolitischen Tatsachen ins Auge
sieht. Natürlich sehe ich auch das Argument, dass ein 35-jähriger Fa-
milienvater, der arbeitslos wird, ähnliche Probleme bekommen könn-
te, wie ein 55-jähriger, dessen Kinder unter Umständen bereits aus
dem Haus sind. Hier kommt es aber zum einen darauf an, dass es zu-
künftig eine noch effektivere Vermittlungsarbeit der Arbeitsagentur
gibt, bei der ich noch deutliche Reserven sehe. Zum anderen muss es
auch in der Wirtschaft ein Umdenken geben, so dass z.B. eine Fami-
lienvater nicht per se durch das Raster fällt, weil ein lediger Kinderlo-
ser a priori als flexibler und einsatzbereiter gilt. Hier sind gesellschaft-
liche Umdenkprozesse aber wichtiger als das Drehen an der ALG 1-
Schraube.

Letztlich glaube ich, dass das Grundkonzept der arbeitsmarktpoliti-
schen Reformen der letzten Legislatur zunehmend greift. Korrekturen
und Anpassungen sind normale Vorgänge, die zu einem Projekt die-
ser Komplexität einfach dazugehören.

P R O & K O N T R A

Sollen Ältere länger ALG I bekommen?

Jochen Schulte
Wirtschaftspolitischer Sprecher
der SPD-Fraktion

Die Bezugsdauer von Arbeitslosen-
geld I ist ab dem 01.02.2006 für ver-
sicherungspflichtig Beschäftigte bis
Vollendung des 55. Lebensjahres
auf maximal 12 Monate, nach
Vollendung des 55. Lebensjahres
auf 15 bzw. 18 Monate begrenzt
(SGB III, § 127). Zurzeit wird darüber
diskutiert, ob die Bezugsdauer für
ältere Arbeitslose verlängert wer-
den soll.

Pro
Michael Roolf

Vorsitzender
der FDP-Fraktion

Kontra



Integrierte
europäische
Meerespolitik
EU-Kommission
stellt Aktionsplan vor

Nach einem einjährigen öffentlichen An-
hörungsverfahren zu dem Grünbuch „Ei-
ne europäische Vision für die Ozeane und
Meere“ und der intensiven Auswertung
der eingesandten Stellungnahmen aus
ganz Europa hat die Europäische Kom-
mission am 10. Oktober ihre neue inte-
grierte Europäische Meerespolitik der Öf-
fentlichkeit vorgestellt. Mit dem Ansatz
sollen Ökonomie und Ökologie optimal
integriert werden, um maritimen Regio-
nen besondere Entwicklungschancen zu
bieten. Der Landtag hat sowohl im Vor-
feld der Veröffentlichung des Grünbuches
als auch im Anhörungsverfahren selbst
Stellungnahmen abgegeben, die zum Teil
gemeinsam mit den Partnern im Parla-
mentsforum Südliche Ostsee erarbeitet
worden waren.
Beim ihrem Besuch in Brüssel war die Delega-
tion des Landtages dabei, als die Europäische
Kommission ihren Aktionsplan zu einer inte-
grierten europäischen Meerespolitik vorstellte.
Ein europäischer Seeverkehrsraum ohne Hin-
dernisse, eine europäische Strategie für Mee-
resforschung, eine Strategie zur Eindämmung
der Auswirkungen des Klimawandels in den
Küstenregionen – die Kommission will Impul-
se setzen, die auf ihre Chancen auch für Meck-
lenburg-Vorpommern auszuloten sind. „Ich
begrüße ausdrücklich, dass die EU-Kommis-
sion auch die Wechselwirkungen zwischen
Energiepolitik und Meerespolitik näher be-
leuchten will“, sagte der Europaausschussvor-
sitzende Detlef Müller. Der Landtag habe,
auch als Mitglied im Parlamentsforum Südli-
che Ostsee, in den vergangenen drei Jahren er-
hebliche Vorarbeiten für eine integrierte euro-
päische Meerespolitik geleistet. Im Rahmen
der öffentlichen Anhörung zum „Grünbuch“
seien Stellungnahmen an die Europäische
Kommission gesandt worden, die durch Sach-
verständige aus Wissenschaft und Wirtschaft
aus dem Land untersetzt waren. „Als mariti-
mes Bundesland ist das ein Thema für uns, das
fast alle Lebensbereiche betrifft: unsere Wirt-
schaft, unsere Umwelt, unsere Gesellschaft.
Energie, Klima und Meer, das sind wichtige,
zusammengehörende Themen für unser Land,
die wir intensiv bearbeiten“, so Müller.

2020“ für unser Land zu erarbeiten und zum
anderen in einer wissenschaftlich fundierten
Studie die Folgen des Klimawandels zu unter-
suchen. „Unser Land kann eine Modellregion
für erneuerbare Energien im Ostseeraum wer-
den“, ist Müller überzeugt. Als Vorsitzender
der neu eingesetzten Arbeitsgruppe „Ener-
gie“ des Parlamentsforums Südliche Ostsee
forderte er, nicht nachzulassen und sich
weiterhin national, interregional und europä-
isch zu präsentieren, zu positionieren und die
Akteure im Land noch stärker zusammenzu-
führen. Bereits in den nächsten Wochen seien
hierzu mehrere öffentliche Anhörungen ge-
plant.
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Tage der Regionen
in Brüssel
M-V thematisiert
erneuerbare Energien

Wachstum, Innovation und Arbeitsplätze
– das waren die Schlagworte, mit denen
wesentliche Aspekte der erneuerbaren
Energien für Mecklenburg-Vorpommern
und Regionen rund um die Ostsee im Rah-
men einer Veranstaltung am 10. Oktober
in den Räumen des Informationsbüros un-
seres Landes in der „europäischen Haupt-
stadt“ Brüssel einem internationalen Pu-
blikum vorgestellt wurden.
Im Rahmen der „Tage der Regionen“ in Brüs-
sel hat Mecklenburg-Vorpommern federfüh-
rend und gemeinsam mit anderen Ostseean-
rainerregionen einen Workshop zu den er-
neuerbaren Energien im Ostseeraum ausge-
richtet. Deutlich wurde dabei das hohe Poten-
zial für zusätzliche Arbeitsplätze, die in den
nächsten Jahren im Land entstehen können –
gerade auch im ländlichen Raum. Der Vorsit-
zende des Europa- und Rechtsausschusses des
Landtages Detlef Müller betonte, dass die Prä-
sentation des Wirtschaftsministeriums in Brüs-
sel auf ein weithin positives Echo gestoßen sei.
„Hier zeichnen sich erheblich Synergieeffekte
ab, die wir für unsere Arbeit im Parlament
nutzbar machen sollten“, erklärte er. Im Rah-
men zweier Beschlüsse habe der Landtag der
Landesregierung bereits die Aufträge erteilt,
zum einen eine Konzeption „Energieland

Bein „Tag der Regionen“ in Brüssel dabei: v.l. Peter Ritter (DIE LINKE), Detlef Müller (SPD, Vorsitzen-
der des Rechts- und Europaausschusses); Dr. Graham Butt (Wirtschaftsministerium); Barbara
Borchardt (DIE LINKE); Dr. Reinhard Boest, Leiter des Informationsbüros des Landes in Brüssel;
Rüdiger Möller, Staatssekretär im Wirtschaftsministerium.

STICHWORT

OPEN DAYS –
Tage der Regionen

Im Rahmen der vom Ausschuss der Re-
gionen in Zusammenarbeit mit der Eu-
ropäischen Kommission ausgerichteten
„Tagen der Regionen“ präsentieren sich
europäische Regionen und stellen den
Europäischen Institutionen, den Mit-
gliedsstaaten und den anderen Europä-
ischen Regionen ihre politischen
Schwerpunktthemen vor. Die Woche im
Oktober gilt als das Forum für Regionen
in Europa.



ihren Gesetzentwurf vor dem Ausschuss zu
vertreten“, betonte der Vorsitzende des Euro-
pa- und Rechtsausschusses Detlef Müller nach
der Anhörung. Ebenso richtig sei es gewesen,
ausgewiesene Verfassungsrechtler zu der An-
hörung einzuladen. Die Rechtswissenschaftler
Professor Dr. Stefan Korioth von der Univer-
sität München und Professor Dr. Wilfried
Erbguth von der Universität Rostock hätten
noch einmal deutlich gemacht, dass die Ver-
fassung kein Regelwerk sei, das leichtfertig
geändert werden sollte, aber durchaus für
sinnvolle Anliegen geändert werden könne.
Innerhalb der letzten anderthalb Jahrzehnte,
so Müller, habe es lediglich zwei Verfassungs-
änderungen gegeben. Aus seiner Sicht war
die Anhörung vor vollbesetzten Besucherrän-
gen ein Höhepunkt im Parlamentsbetrieb. Das
sei auch durch die hohe Beteiligung der Ab-
geordneten deutlich geworden. „Der Aus-
schuss hat zehn Mitglieder, siebzehn Abge-
ordnete haben sich an der Sitzung beteiligt,
das ist fast ein Viertel des gesamten Parla-
ments“, begründet der SPD-Abgeordnete sei-
ne Einschätzung.
Deutlich machten die Sachverständigen auch,
dass der durch die Volksinitiative eingebrach-
te Text in Teilen verfassungsrechtlich bedenk-
lich ist. Vor diesem Hintergrund hatte der Aus-
schuss in einer Sitzung am 29. Oktober be-
schlossen, dem Landtag die Annahme des Ge-
setzentwurfs mit einigen Änderungen zu
empfehlen. Er trug damit einem Vorschlag der
Fraktionen von SPD, CDU, DIE LINKE und FDP
Rechnung, den diese für eine Sitzung des mit
beratenden Innenausschusses formuliert hat-
ten.
Ausschussvorsitzender Detlef Müller: „Ich bin
froh, dass es gelungen ist, einen breiten Kon-
sens für eine Lösung zu finden, die im Einklang

Ergänzung
der Verfassung
Anhörung zur „Volksinitiative
für ein weltoffenes, friedliches
und tolerantes Mecklenburg-
Vorpommern“

Mit der Einführung eines neuen Artikel
18a soll eine Friedensverpflichtung und
eine Klausel gegen extremistisch moti-
vierte Gewalt in die Landesverfassung
aufgenommen werden. Ein entsprechen-
der Gesetzentwurf der „Volksinitiative für
ein weltoffenes, friedliches und toleran-
tes Mecklenburg-Vorpommern“ war am
11. Juli im Landtag in erster Lesung be-
handelt und zur Beratung in die zuständi-
gen Fachausschüsse überwiesen worden.
Der federführende Europa- und Rechts-
ausschuss hat sich in einer mehr als zwei-
stündigen öffentlichen Anhörung am
1. Oktober mit dem Anliegen intensiv aus-
einandergesetzt.
Die Initiatoren und Erstunterzeichner der
Volksinitiative – Prof. Dr. Dr. hc Horst Klink-
mann, nicht nur als Aufsichtratsvorsitzender
des FC Hansa Rostock ein Begriff im Land, In-
go Schlüter vom Deutschen Gewerkschafts-
bund, Erika Sembritzki vom Demokratischen
Frauenbund und der Rostocker Bildhauer Tho-
mas Jastram – erläuterten zunächst den An-
spruch und die Zielstellung der Volksinitiative.
Daran schlossen sich die Stellungnahmen von
Sachverständigen aus rechtswissenschaftlicher
und politikwissenschaftlicher Perspektive an,
wobei auch ein Polizeipraktiker zu Worte kam.
„Es war richtig und wichtig, allen Initiatoren
der Volksinitiative die Gelegenheit zu geben,

Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger verfolgten auf der Besuchertribüne im Plenarsaal die öffentliche Anhörung zur
„Volksinitiative für ein weltoffenes, friedliches und tolerantes Mecklenburg-Vorpommern“.14
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mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben
steht.“ Er sei zuversichtlich, dass die Beschluss-
empfehlung des Europa- und Rechtsausschus-
ses im November die für eine Verfassungsän-
derung erforderliche Zwei-Drittel-Mehrheit fin-
den und damit die Friedensverpflichtung und
das Bekenntnis zur Gewaltfreiheit als Staatziel
in dem neuen Artikel 18a unserer Landesver-
fassung verankert wird.

Arbeitsgruppe des
Parlamentsforums
Internationale Anhörungen
zu Energiefragen geplant

Während der ersten Sitzung zur Vorberei-
tung des 6. Parlamentsforums Südliche
Ostsee hat sich am 8. Oktober 2007 im pol-
nischen Stettin die Arbeitsgruppe „Ener-
gie“ konstituiert. Mit der Federführung
wurde der Landtag Mecklenburg-Vorpom-
mern beauftragt. Der Vorsitzende des Eu-
ropa- und Rechtsausschusses des Landta-
ges Mecklenburg-Vorpommern, Detlef
Müller, ist zum Leiter der Arbeitsgruppe
berufen worden.
Schwerpunkt der Beratungen der Arbeitsgrup-
pe in den kommenden Monaten wird sein, ins-
besondere die Potenziale erneuerbarer Ener-
gien der südlichen Ostseeanrainerstaaten aus-
zuloten. Im Vordergrund stehen dabei Fragen
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
und des Klimaschutzes.

Artikel 18a

(Friedensverpflichtung, Gewaltfreiheit)
(1) Alles staatliche Handeln muss dem
inneren und äußeren Frieden dienen
und Bedingungen schaffen, unter de-
nen gesellschaftliche Konflikte gewalt-
frei gelöst werden können.
(2) Handlungen, die geeignet sind und in
der Absicht vorgenommen werden, das
friedliche Zusammenleben der Völker
oder der Mecklenburger und Vorpom-
mern zu stören und insbesondere darauf
gerichtet sind, rassistisches und anderes
extremistisches Gedankengut zu ver-
breiten, sind verfassungswidrig.

Dieser Artikel soll neu in die Landesver-
fassung aufgenommen werden.
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Zunächst sollen vergleichbare Daten der betei-
ligten Regionen ermittelt werden, die dann
Grundlage aller weiteren Überlegungen sind. In
diesem Zusammenhang wird sich die Arbeits-
gruppe mit Querschnittesthemen, wie den
Chancen eines regionalen Energiemix und
Wegen zu deutlich höherer Energieeffizienz,
befassen.
Geplant sind zwei internationale Anhörungen
mit Experten aus den Bereichen Wissenschaft

und Forschung, Wirtschaft und Politik. Hier sol-
len unter anderem notwendige Infrastruktur-
maßnahmen sowie der Einsatz ökonomischer
Instrumente, der zukunftsweisende Einsatz de-
zentraler Energieversorgungssysteme im länd-
lichen Raum sowie Forschungs- und Entwik-
klungsschwerpunkte diskutiert werden.
„Mecklenburg-Vorpommern hat gute Voraus-
setzungen für die Erzeugung von Energie aus
regenerativen Quellen wie Wind, Sonne, Bio-
masse, Wasserkraft, Geothermie“, konstatierte
Arbeitsgruppenvorsitzender Detlef Müller.
„Diese Möglichkeiten gilt es intelligent auszu-
bauen und grenzüberschreitend zu vernetzen“,
betonte er. Dies sei ein wichtiger Schritt bei der
Entwicklung einer Modellregion im Ostsee-
raum.
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe sollen als re-
gionaler Beitrag des südlichen Ostseeraumes in
die nächste Ostseeparlamentarierkonferenz
eingebracht werden, die im kommenden Jahr
politische Handlungsempfehlungen für alle
Ostseeanrainerstaaten im Energiebereich sowie
auf dem Gebiet des Klimawandels entwickeln
will. „Damit können politische Synergieeffekte
erzielt werden“, ist Müller überzeugt.

Gesetz zum
Jugendstrafvollzug
Anhörung im Rechtsausschuss

Bereits mit Urteil vom 31. Mai 2006 hat das
Bundesverfassungsgericht dem Gesetzge-
ber die Schaffung einer gesetzlichen
Grundlage aufgegeben, die auf die beson-
deren Anforderungen des Strafvollzuges
an Jugendlichen zugeschnitten ist. Nach-

dem im Zuge der Föderalismusreform die
Gesetzgebungszuständigkeit für den Ju-
gendstrafvollzug auf die Länder übertra-
gen worden ist, erarbeitete Mecklenburg-
Vorpommern gemeinsam mit weiteren
acht Bundesländern einen Musterentwurf,
der im September 2007 in der ersten Le-
sung den Landtag passiert hat und in die
Ausschüsse überwiesen wurde.
Am 15. Oktober 2007 führte der Europa- und
Rechtsausschuss zu dem Gesetzesentwurf der
Landesregierung eine öffentliche Anhörung
durch. An dieser Anhörung nahmen Vertreter
aus Wissenschaft und Praxis teil: Prof. Dr. Frie-
der Dünkel, Ernst-Moritz-Arndt-Universität
Greifswald; Rita Bartel, Vorsitzende des Lan-
desverbandes der Strafvollzugsbediensteten
Mecklenburg-Vorpommern; Gerhard Meiborg,
Justizministerium Rheinland-Pfalz; Jörg Geibert,
Justizministerium Thüringen; Prof. Dr. Bernd-
Rüdeger Sonnen, Universität Hamburg; Jochen
Goerdeler, Geschäftsführer Deutsche Vereini-
gung für Jugendgerichte und Jugendgerichts-
hilfe e. V. sowie Rechtsanwältin Verina Speckin,
Rechtsanwaltskanzlei Speckin, Dembski & Part-
ner, Rostock. Daneben gaben das Erzbischöfli-
che Amt Schwerin und das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales schriftliche Stellungnah-
men ab.
Sämtliche Beteiligte waren sich einig, dass der
Regierungsentwurf grundsätzlich den Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts entspre-
che. Außerdem wurde übergreifend deutlich,
dass Änderungen an dem Gesetzentwurf – der
sich eng am gemeinsam erarbeiteten Muster-
entwurf von acht Bundesländern anlehnt – mit
Bedacht vorgenommen werden müssten. Denn
die Wahrung der Rechtseinheit erschien den
Sachverständigen aus Wissenschaft und Praxis
als ein übergeordneter Wert. Gleichwohl regten
einige Sachverständige an, die teils als unglük-
klich empfundenen sowie teils als missver-
ständlich gewerteten Formulierungen zu über-
denken und gegebenenfalls nachzubessern.
Diese Anregungen bezogen sich insbesondere
auf das Verhältnis zwischen dem Vollzugsziel
und der Vollzugsaufgabe, auf die Mitwirkungs-
pflicht als allgemeine Verhaltenspflicht und auf
das Verhältnis zwischen offenem und geschlos-
senem Vollzug.
Aus materiell-rechtlicher Sicht bewertete ein
Teil der Sachverständigen die Verlegung aus
Gründen der Vollzugsorganisation, die Ver-
knüpfung von Vollzugslockerungen und der
Mitwirkungsbereitschaft sowie das Nichtvor-
handensein innervollzuglicher Rechtsbehelfe
als problematisch.
Kontrovers wurde ferner die Forderung nach ei-
ner restriktiveren Regelung des Schusswaffen-

HINTERGRUND

Das Parlamentsforum Südliche Ostsee ist
ein im Jahr 2004 gegründetes Netzwerk
der Landtage Mecklenburg-Vorpom-
merns und Schleswig-Holsteins sowie
der Sejmiks der Woiwodschaften West-
pommerns, Pommerns und Ermland-
Masurens. Eingebunden in diese grenz-
überschreitende Zusammenarbeit sind
auch Parlamentsvertreter der schwedi-
schen Region Schonen und des Kalinin-
grader Gebietes der Russischen Födera-
tion. Ziel ist es, die bereits existierenden
bilateralen Partnerschaften und sonsti-
gen parlamentarischen Beziehungen auf
regionaler Ebene stärker miteinander zu
verbinden. Neben den jährlichen Konfe-
renzen, auf denen politische Hand-
lungsempfehlungen für die jeweiligen
Regierungen beschlossen werden, initi-
iert das Forum auch Jugendprojekte, um
Verständnis und Interesse an der parla-
mentarischen Arbeit und nicht zuletzt
für das Gastland zu wecken. Zu wichti-
gen politischen Themen kann das Fo-
rum auch Arbeitsgruppen einsetzen.

Vertreten den Landtag M-V in der Arbeitsgruppe „Energie“ des Parlamentsforums Südliche Ostsee: Sigrun Reese (FDP,
8.v.l.), Detlef Müller (SPD, Vorsitzender der Arbeitsgruppe „Energie“, 9.v.l.). Birgit Schwebs (DIE LINKE, 10.v.l.).
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gebrauchs durch Justizvollzugsbeamte disku-
tiert. Insbesondere nach Auffassung der Ver-
treter der Justizministerien in Thüringen und
Rheinland-Pfalz als Mitverfasser des Muster-
entwurfs sei zumindest der Schusswaffenge-
brauch außerhalb des Anstaltgeländes zum
Schutz der Justizvollzugsbeamten erforderlich.
Demgegenüber sprachen sich die Vertreter der
Wissenschaft eher für ein Verbot des Schuss-
waffengebrauchs durch Justizvollzugsbeamte
aus, da es sich hierbei um die Anwendung un-
mittelbaren Zwangs und damit um eine Aufga-
be der Polizei handle.
Nunmehr ist es Aufgabe der Arbeitskreise der
Fraktionen und des Europa- und Rechtsaus-
schusses, die Anregungen sorgfältig zu prüfen
und auszuwerten. Eine Beschlussempfehlung
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
wird noch für den Dezember erwartet.

Enquete-
Kommission
Neue Schwerpunkte
für die Arbeit
Nach einer sechswöchigen Sitzungspause trat
die Enquete-Kommission „Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung“ am 2. November
wieder zusammen und beriet über einen neu-
en Zeitplan. Statt der zuvor vorgesehenen wei-
teren Anhörungen zur Stadt-Umland-Proble-
matik soll zunächst als Grundlage für eine neue
Kreisgebietsreform erörtert werden, für welche
Lösungswege sich andere Bundesländer ent-
schieden haben. Dafür werden jeweils Vertreter
der Landtage, der kommunalen Landesverbän-
de und der Landesregierung nach Schwerin ein-
geladen. Ein erstes Leitbild für Mecklenburg-
Vorpommern soll die Landesregierung bereits
Anfang 2008 vorlegen.

Neues kommunales
Haushaltsrecht
Anhörung im Innenausschuss

Zu dem von der Landesregierung vorge-
legten Gesetzentwurf zur Einführung ei-
nes neuen Gemeindehaushaltsrechts (Drs.
5/810, LN berichtete), hat der Innenaus-
schuss die beiden kommunalen Landesver-
bände angehört.
Das neue Haushaltsrecht soll die Rechnungsle-
gung der betriebswirtschaftlichen Praxis anpas-
sen. Auch die Vertreter von Städte- und Ge-
meindetag sowie Landkreistag gingen wie die

Landesregierung davon aus, dass damit die
Grundlage für wirtschaftliche Entscheidungen
in den Kommunen verbessert wird. Besonders
gelobt wurde die Erarbeitung des neuen Haus-
haltsrechts durch ein Gemeinschaftsprojekt, an
dem neben Vertretern der Landesregierung
auch die kommunalen Landesverbände und
Praktiker aus den Kommunalverwaltungen be-
teiligt waren. Weiter umstritten blieb in der Be-
ratung die Aussage des Landkreistages, wo-
nach der Gesetzentwurf für die Kommunen zu-
sätzliche Aufgaben enthält, deren Kosten nach
dem Konnexitätsprinzip zu erstatten wären. Als
Lösung deutete sich die Einfügung einer Über-
prüfungsklausel an, nach der zu einem späte-
ren Zeitpunkt erneut über diese Frage zu ent-
scheiden sein wird. Der Landtag soll aber noch
vor Jahresende in Zweiter Lesung abschließend
über den Gesetzentwurf beraten, um Frühstar-
tern die Anwendung des neuen Gemeinde-
haushaltsrechts schon ab 1. Januar 2008 zu er-
möglichen. Die kommunalen Landesverbände
sprachen sich dabei übereinstimmend gegen
die im Gesetzentwurf vorgesehene Einschrän-
kung aus, die nur bei geordneter Haushalts-
wirtschaft einen Frühstart erlaubt. Diese An-
forderung sei zu unbestimmt, und außerdem
sei der Erfolg der Umstellung alleine von der
Leistungsfähigkeit der Kämmerei abhängig.

Gesetzgebungsverfahren

Einbringung
Gesetzentwürfe werden von der Lan-
desregierung oder aus der Mitte des
Landtages sowie gemäß Artikel 59 und
60 aus dem Volk eingebracht. Der Ge-
setzentwurf wird an alle Parlamentariern
verteilt und den Landesministerien zur
Kenntnis zugeleitet. Es finden in der Re-
gel zwei Lesungen statt.

Erste Lesung
In der ersten Lesung werden die Grund-
züge des Entwurfs debattiert (Grund-
satzberatung). Dann wird darüber ab-
gestimmt, ob der Antrag zur weiteren
Beratung in den entsprechenden Fach-
ausschuss überwiesen wird. Sind inhalt-
lich mehrere Ausschüsse zu beteiligen,
wird ein federführender Ausschuss be-
stimmt. In den Ausschüssen kommt es
zu Detailberatungen durch die jeweili-
gen Experten der Fraktionen und zu An-
hörungen von Sachverständigen. Paral-
lel befassen sich auch die Arbeitskreise
der Fraktionen mit dem Antrag. Am En-
de dieser Beratungen stimmt der feder-
führende Ausschuss über eine Be-
schlussempfehlung für das Plenum ab.

Zweite Lesung
In der zweiten Lesung findet die Einzel-
beratung zum Antrag und zur Be-
schlussempfehlung des federführenden
Ausschusses statt. Dann wird zunächst
über vorliegende Änderungsanträge ab-
gestimmt. Am Ende steht die Schlussab-
stimmung. Dabei muss der Landtag das
Gesetz mit einer relativen Mehrheit ver-
abschieden, das heißt mit der Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Bei Geset-
zen zur Änderung der Landesverfassung
ist die Mehrheit von zwei Dritteln der
Mitglieder des Landtages erforderlich.

Ausfertigung und Verkündung
Der Ministerpräsident fertigt unter Mit-
zeichnung der beteiligten Minister das
Gesetz aus und lässt es im Gesetz- und
Verordnungsblatt verkünden.

Inkrafttreten
Die Gesetze tritt, wenn nicht anders be-
stimmt, mit dem vierzehnten Tage nach
Ablauf des Tages der Verkündung in
Kraft.

Konnexitätsprinzip

Das Konnexitätsprinzip ermöglicht es dem
Bund bzw. den Ländern, der jeweils unter-
geordneten Verwaltungsebene Aufgaben
zu übertragen, ohne selbst in Aktion tre-
ten zu müssen. Jedoch muss der auftra-
gende Gesetzgeber als Verursacher für
den finanziellen Ausgleich der von ihm
aufgetragenen Aufgaben sorgen. Somit
sichert das Konnexitätsprinzip die einheit-
liche Rechtsanwendung im föderalen
Staat, zugleich schützt es die Länder
gegenüber dem Bund, aber auch die
Kommunen gegenüber den Ländern, vor
übermäßiger finanzieller Belastung durch
übertragene Aufgaben. In der Verfassung
des Landes M-V ist dies in Artikel 72 Abs.
3 festgeschrieben. Das Konnexitätsprinzip
ist somit ist eine wichtige Säule der im
Grundgesetz garantierten kommunalen
Selbstverwaltung (Art. 28 GG), denn die
von Bund und Ländern den Städten, Ge-
meinden und Kreisen zugewiesenen öf-
fentlichen Aufgaben könnten die Kom-
munen finanziell so stark belasten, dass
damit faktisch die kommunale Selbstver-
waltung unterbunden würde.



P A N O R A M A

Hilfreiches Standardwerk
Kommentar zur Landesverfassung erschienen

Am 22. Oktober stattete S.E. der Botschafter
der Republik Ruanda, Eugène-Richard Gasana,
dem Landtag seinen Antrittsbesuch ab. Beglei-
tet wurde er von Jean-Aimé Rusanganwa, Bot-
schaftsassistent für Wirtschaft und Finanzen.
Hans Kreher, 3. Vizepräsident des Landtages,
hieß die Gäste willkommen und informierte sie
über die politische und wirtschaftliche Situa-
tion Mecklenburg-Vorpommerns. Der Gast aus
dem zentralafrikanischen Land zeigte sich be-
geistert von der Schönheit Mecklenburg-Vor-
pommerns. „Die Bewohner meines Landes
würden sich glücklich schätzen, ein solches Le-
bensniveau wie die Menschen hier zu haben“,

erklärte er. Kreher informierte den Diploma-
ten über die Zusammensetzung des Landtages
und erläuterte dabei auch die Auseinaderset-
zung der demokratischen Fraktionen mit
rechtsextremen Auffassungen und Handlun-
gen im Parlament und in den Wahlkreisen.
Gasana berichtete über die Entwicklung der
Demokratie in seiner Heimat. „Demokratie ist
ein Prozess“, betonte er. Man müsse dabei
auch die Menschen einbeziehen, die früher
Verantwortung getragen hätten. Hier sieht der
Diplomat durchaus Parallelen zwischen seinem
Land und den neuen Bundesländern in
Deutschland.

1994 trat die Verfassung des Landes Mek-
klenburg-Vorpommern in Kraft. Seitdem
ist über ein Jahrzehnt vergangen. In die-
ser Zeit hat das Landesverfassungsgericht
zahlreiche Urteile auf der Grundlage der
Verfassung gefällt. Aber auch Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts
und der Verfassungsgerichte anderer Län-
der haben das Bewusstsein für wichtige
Fragestellungen geschärft. Der Bedarf an
einer zeitgemäßen Kommentierung der
Landesverfassung lag also auf der Hand –
seit Ende Oktober liegt eine solche Publi-
kation vor.
„Ich begrüße es sehr, dass erstmalig ein um-
fassender Kommentar zu unserer Landesver-
fassung erschienen ist“, sagte Landtagspräsi-
dentin Sylvia Bretschneider, als der renom-
mierte Nomos-Verlag am 30. Oktober in der
historischen Bibliothek des Schweriner Schlos-
ses sein jüngstes Verlagsprodukt präsentierte.
Die Kommentierung diene dazu, die prakti-
sche und wissenschaftliche Arbeit mit der Ver-
fassung als Ganzes und mit ihren einzelnen
Bestimmungen zu erleichtern. „Und sie trägt
auch dazu bei, die Inhalte und Werte unserer
Verfassung stärker ins öffentliche Bewusstsein
zu rücken“, betonte Bretschneider. Sie dankte
dem ehemaligen Staatssekretär im Justizmini-
sterium Dr. Rainer Litten und Professor Maxi-
milian Wallerath von der Universität Greifs-
wald als Herrausgebern, dem Nomos-Verlag
und den zwölf Autoren. Jeder Abgeordnete
werde diesen Kommentar erhalten, um ihn für
seine Arbeit verwenden zu können.

„Der nunmehr vorliegende Verfassungskom-
mentar ermöglicht es jedem, der sich für Po-
litik und Gesellschaft interessiert, sich einen
Überblick über die aktuellen und hochinteres-
santen verfassungsrechtlichen Diskussions-
themen zu verschaffen“, sagte Ministerpräsi-
dent Dr. Harald Ringstorff in seinem Gruß-
wort. Er werde den Praktikern in den Behör-
den und bei den Gerichten ein wichtiges Hilfs-
mittel bei der Arbeit sein. „Letztlich sei er al-
len, die in unserem Land Verantwortung tra-
gen, zur gezielten Lektüre bei verfassungsre-
levanten Sachverhalten empfohlen“, fügte
der Regierungschef hinzu.
„Dem Kommentar ist der Rang als umfassen-
des und stets hilfreiches Standardwerk für al-
le, die sich mit der Verfassung des Landes
Mecklenburg-Vorpommern beschäftigen, si-

cher“, betonte Dr. Gerhard Hückstädt, der
Präsident des Landesverfassungsgerichtes
M-V, in seiner Laudatio. Er biete auch dem ju-
ristisch nicht versierten Leser eine verständli-
che, übersichtliche und inhaltlich instruktive –
und damit auch allgemein bildende – Erläute-
rung der Grundlagen unseres Staatswesens
und der Grundaussagen der Verfassung.

ISBN 978-3-8329-2988-6
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet
diese Publikation in der Deutschen National-
bibliografie; detaillierte bibliografische Daten
sind abrufbar über www.d-nb.de

Eugène-Richard Gasana im Gespräch mit Vizepräsident
Hans Kreher. 17

Prof. Dr. Klaus Letzgus vom Nomos-Verlag überreicht Landtagspräsi-
dentin Sylvia Bretschneider und Ministerpräsident Dr. Harald Ringstorff
ein erstes Exemplar des druckfrischen Kommentars zur Landesverfas-
sung Mecklenburg-Vorpommern.

Demokratie ist ein Prozess
Botschafter Ruandas im Landtag zu Gast
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Bagger, Lader, Baumaschinen. Der Blick vom
Landtagssitz zeigt es: Das ehrgeizige BUGA-
Projekt wächst und gedeiht. So weit das Au-
ge von der Schlossinsel reicht, sind Bauar-
beiten im Gange. 2009 will sich die Landes-
hauptstadt von ihrer besten Seite zeigen,
wenn Gäste aus aller Welt zur Bundesgar-
tenschau anreisen.
Und natürlich soll das Schloss mit dem um-
liegenden Ensemble aus Seen und Gärten
das Pfund sein, mit dem die Stadt wuchert.
Am augenscheinlichsten für jeden Besucher
und Mitarbeiter im Landtag sind wohl schon
jetzt die Veränderungen am und rund um
den Burgsee. Die Erweiterung des zwischen
Schlossinsel und Schlossgarten gelegenen
Gewässers ist weitgehend abgeschlossen
und damit das geplante Prunkstück der
BUGA, der „Garten des 21. Jahrhunderts“,
ein ganzes Stück vorangekommen.
Dieses größte Neubauvorhaben der Bundes-
gartenschau 2009 ist der BUGA GmbH zu-
folge Ergebnis eines internationalen Archi-
tektenwettbewerbs. Seit dem Frühjahr sind
die Bagger am Burgsee im Einsatz. Der klei-
ne See – genau genommen eine Bucht des
Schweriner Sees, durch zwei Brücken und
die Schlossinsel vom „Muttersee“ getrennt
– wurde nun also ausgebaggert und um

rund zweieinhalb Hektar auf seinen ur-
sprünglichen Umfang von etwa elf Hektar
vergrößert. Dabei sind in den vergangenen
sechs Monaten rund 70.000 Kubikmeter
Bauschutt aus dem Wasser geholt worden.
Hausmüll darunter, der bis in die 1920er Jah-
re in den See gekippt wurde. Vor allem aber
Bauschutt aus den 70er Jahren, als Straßen-
züge in der östlichen Altstadt (Großer Moor)
abgerissen wurden, Ziegel und Balken im
Burgsee landeten und das Gewässer so ver-
kleinerten. Bei den Aushub-Arbeiten, so ver-
sichern die BUGA-Verantwortlichen, seien
keine Schadstoffe ins Wasser gelangt. Das
hätten alle Analysen der beauftragten Spe-
zialisten bestätigt.
Jetzt wird der Boden des Burgsees mit einem
Vlies abgedeckt und darauf eine 20 cm ho-
he Kiesschicht geschüttet. Die endgültige
Wassertiefe soll dann etwa 1,50 m betragen.
Am Westufer des neuen Seeteils wachsen
bereits die ersten Schilfpflanzen, eigens ge-
setzt, auch um dem Naturschutz gerecht zu
werden. Der größte deutsche Umweltver-
band BUND hatte gegen die Erweiterung
des Burgsees geklagt. In dem Areal sind un-
ter anderem mehrere Feldermaus-, Libellen-,
Fisch- und Vogelarten beheimatet. Der Streit
wurde schließlich mit einem Vergleich vor

dem Verwaltungsgericht beigelegt. Die BU-
GA GmbH verpflichtete sich, Büsche und
Röhricht als Biotop auf einem Teil des Ge-
ländes zu erhalten.
Ende November soll dier Uferbefestigung
der rund drei Hektar großen „Schwimmen-
den Wiese“ auf der neu geschaffenen Was-
serfläche im Burgsee beginnen. Die Attrak-
tion des „Gartens des 21. Jahrhunderts“ soll
durch eine Säulenhalle mit dem Eingangs-
bereich am Jägerplatz verbunden werden.
Quasi das Herzstück der BUGA 2009, zu der
sechs weitere Gärten rund um den ehemali-
gen Herzogsitz gehören – wie der Garten am
Marstall, der barocke Schloss- und der fili-
grane Burggarten.
Die Veranstalter versprechen „einen Gang
durch die Jahrhunderte lange Geschichte der
Gartenkunst“ auf dem insgesamt nur etwa
55 Hektar großen, zentral gelegenen Gelän-
de. Den werden – so die Erwartungen der
Gastgeber – von April bis Oktober 2009
rund 1,8 Millionen Besucher gehen. Die sol-
len sich an duftenden Blumen und prächti-
gen Farben erfreuen. Aber auch an einem
tollen Blick – von der geplanten Schlosspro-
menade aus, die am Burgsee beginnt – auf
den wohl schönsten Landtagssitz Deutsch-
lands.

Im Burgsee am Schweriner Schloss entsteht die „Schwimmende Wiese“ – das Kernstück im „Garten des 21. Jahrhunderts“ zur Bundesgartenschau 2009 in Schwerin.

Bagger am Burgsee
Areal soll Prunkstück zur Bundesgartenschau 2009 werden





Adressfeld für Abonnenten

Große Freude bei der Gesellschaft der Liebhaber des Theaters Neubrandenburg e.V. Am
5. November übergab Sylvia Bretschneider 1000 Euro aus dem Erlös der Landtags-Weihnachts-
feier 2006 für die Arbeit des Vereins. Mit ihren Programmen hätten die Theatermacher aus der
Vier-Tore-Stadt bereits mehrfach auch Veranstaltungen des Landtages unterstützt, sagte die
Landtagspräsidentin bei der Spendenübergabe. Zum Beispiel wirkten die „Tollense-Stichlinge“
im Rahmenprogramm von „Jugend im Landtag“ sowie auf der Landtagsbühne beim Tag der
deutschen Einheit mit. Sie freue sich sehr, mit diesem Geld insbesondere auch das Engagement
der Jugendlichen zu würdigen und zu fördern.
(v. r. Karin Fuhrmann, Gesellschaft der Liebhaber des Theaters e. V., Mitglieder des Jugendka-
baretts "Tollense-Stichlinge", Sylvia Bretschneider, Gisela Ohlemacher (DGB-Regionsvorsitzen-
de Mecklenburg-Vorpommern)

Für Anja-Ilona Leonhard aus Dreschvitz (Rügen) hatte
der Besuch beim Landtag am Tag der deutschen Einheit ein
schönes Nachspiel: Sie gewann beim Landtags-Quiz den
Hauptpreis und konnte sich über eine Einladung zu einem
Besuch im schönsten Landtagssitz Deutschlands freuen. Am
26. Oktober war es soweit: Gemeinsam mit ihrem Lebens-
gefährten Harry Eickner erlebte sie eine Exklusivführung
durch öffentliche und nichtöffentliche Bereiche des Schwe-
riner Schlosses. Höhepunkt war ein Aufstieg auf den 70 Me-
ter hohen Hauptturm. Von den „Anstrengungen“ des
Rundgangs konnten sich die beiden Rüganer bei einem ge-
mütlichen Essen im Orangerie-Café erholen.

Weitere Sterne in der Schweriner Schlosskirche haben
Paten gefunden: Am 10. Oktober übergab der Leiter der
Mercedes-Benz-Niederlassung Schwerin Diether Rossmann
einen Scheck über 10.000 Euro an die Schirmherrin der
Spendenaktion, Landtagspräsidentin Sylvia Bretschneider.
Mit dieser bisher größten Einzelspende im Rahmen der Ak-
tion „Kauf dir deinen Stern vom Himmel“ übernimmt Mer-
cedes Benz die Patenschaft über 200 Sterne des Deckenge-
wölbes und unterstützt auf diese Weise die Sanierung der
Schlosskirche.

Weitere 1000 Euro für Sternenpatenschaften konnte Sylvia Bretschneider am
18. Oktober von den Schweriner Wirtschaftsjunioren entgegen nehmen. Das
Netzwerk junger Unternehmer und Führungskräfte spendete den Erlös aus
dem Kartenverkauf und einer Versteigerung beim 1. Ball der Wirtschaftsjunio-
ren im Schweriner Schloss.
Seit dem Start der Spendenaktion im Sommer 2006 haben bisher von den 8758
Sternen des Kirchengewölbes 1739 Sterne Paten gefunden und einen Spen-
denerlös von 94.520 Euro erbracht. Bereits für 50 Euro kann man Sternen-Pa-
te werden und erwirbt neben einem Spenden-Zertifikat auch das gute Gefühl,

bei der Sanierung der Schweriner Schlosskirche mitzuhelfen.


